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Ein deutſcher Volkswirthſchaftsrath. 
Unſer Berliner = ⸗Correſpondent berichtet: 
Nicht durch ein Geſetz, wie es bisher hieß, ſondern auf dem 
Verordnungs wege foll die Umwandlung des preußlſchen in einen 
deutſchen Volkswirthſchaftsrath erfolgen. Der Entwurf der betreffenden 
Verordnung, welcher dem Bundesrathe bereits zugegangen iſt, lautet 
wie folgt: 

| 15 Entwürfe von Geſetzen und Verordnungen, welche wichtigere In⸗ 
tereſſen von Handel, Gewerbe und Landwirthſchaft betreffen, ſind, bevor ſie 
dem Bundesrath zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden, in der Regel von 
Sachverſtandigen aus den bethetligten wirthſchaftlichen Kreiſen zu begut⸗ 
achten. — $ 2. Der deutſche Volkswirtbſchaftsratb beſtebt aus 125, von 
den Landes regierungen bezw. kon mehreren derſelben gemeinſchaſtlich dem 
Bundesrath zur Berufung zu präfentirenden Mitgliedern. Die Berufung 
erfolgt für Sitzungsperioden von je 5 Jahren. Von den zu Präſentirenden ent⸗ 
fallen auf Preußen 75, auf Baiern 15, auf Königreich Sachſen 8, auf Würtem⸗ 
berg 6, auf Baden 4, auf Heſſen 3, auf beide Mecklenburg zuſammen 2, auf Ol⸗ 
denburg 1, auf die geſammten thüringiſchen Stagten zuſammen 3, auf Anhalt, 
Waldeck, Braunſchweig, Schaumburg⸗Lippe und Lippe zuſammen 2, auf Lübeck, 
Bremen und Hamburg zuſammen 2, auf Elſaß⸗Lothringen 4 im Ganzen 125, 
ee .Die Namen der Mitglieder werden durch den „Reichs⸗Anzeiger“ 
bekannt gemacht. — $ 4. Jeder in der Perſon eines Mitgliedes eintretende 
Umſtand, durch welchen daſſelbe zur Bekleidung öffentlicher Aemter dauernd 
oder zur Zeit unfäbig wird, ebenſo die Eröffnung des Concurſes über das 
Vermögen eines Mitgliedes hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft zur Folge. 
Scheidet in Folge bien von, oder durch Tod oder durch Verzicht ein Mitglied 
des deutſchen Vollswiribſchaftsrathes vor Ablauf der eg Sitzungs⸗ 
periode ($ 2) aus, fo iſt für den Ueberreſt der letzteren ein Erſatzmann von 
der Landesregierung bezw. den Landesregierungen zu präſentiren, von 
welchen der Ausgeſchiedene präfentirt war. — 8 5. Der Volkswirthſchaftsrath 

erfälltin drei Seclionen: J) des Handels, 2) des Gewerbes, 3) der Landwirtbſchaft. 
Seven Mitglied wird durch Beſtimmung des Bundesraths einer Section über: 
wieſen! Jede Section wählt aus ihrer Mitte 8 Mitglieder, welche mit weiteren 
16 vom Bundesrath Gewählten zuſammen den permanenten Ausſchuß bilden. 
Die aus den einzelnen Sectionen dem genannten Ausſchuſſe angehörenden 
Mitglieder bilden die Sectionsausſchüſſe. Zur Begutachtung von Vorlagen, 
bei welchen nur eine der im Eingange dieſes Paragraphen bezeichneten 
wirthſchaftlichen Gruppen oder nur zwei Gruppen beibeiligt find, können 
m. die bezüglichen Sectionen, als auch deren Ausſchüſſe je für ſich allein 
fen werden. Die Berufung der Ausſchüſſe, der Sectionen und des 
Plenums des deutſchen Volkswirihſchaftsratds erfolgt durch den Reichs⸗ 
kanzler. — § 6. Den Vorſitz im deutſchen Volkswirthſchaftsratb, den Sec⸗ 
tionen und den Ausſchüſſen führt der Reichskanzler, welcher ſich durch einen 
geeigneten Beamten vertreten laſſen kann. — § 7. Jede Bundesregierung 
in befugt, an den Sitzungen des deulſchen Volks wirthſchaftsratbs, der 
Sectionen und der wustanfe durch Bevollmächtigte oder Commiſſarien theil⸗ 
zunebmen. — 8 8. Der Bundesratb bat die Geſchäftsordnung für die 
Eeetionen, die Ausſchüſſe und das Plenum des deutſchen Voltswirtbidafts: 
ratbs feſtzuſtellen. — § 9. Die Mitglieder des deutſchen Volkswirthſchafts⸗ 
ratbs erhalten Reiſekoſten und Diäten nach Maßgabe der vom Bundesratb 
darüber zu treffenden Beſtimmungen. — § 10. Dieſe Verordnung iſt durch 
das Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen.“ 

In der ausführlichen Begründung heißt es: „Bel der Vorberei⸗ 
tung der Geſetzedvorlagen, welche das wirthſchaftliche Leben der Nation 
berühren, hat es bisher an einer Stelle gefehlt, wo derartige Vor⸗ 
lagen einer geregelten Kritik durch Sachverſtändige aus den zunächſt 
1 igten Kreiſen unterzogen werden konnten. Ohne Kenntniß von 

den Eindrücken, welche die beabsichtigten Anordnungen auf die Kreiſe 
machen, deren beſondere Verhältniſſe dadurch berührt werden, konnte 
bisher Seiner Majeſtät dem Könige bei der Unterbreitung von Geſetz⸗ 
entwürfen zur Genehmigung für die Zweckmäßigkeit derſelben nicht 
field das unbedingt erforderliche Maß von Sicherheit gewährt werden.“ 
Es wird dann zum Beweiſe des Bedürfnlſſes für derartige Organe 
auf die Schaffung des deutſchen Handelstages, des deutſchen Land⸗ 
wirihſchaftsraths und des Centralverbandes deutſcher Induſtrieller 
hingewieſen und eine Anzahl von Beſchlüſſen des letzteren angeführt, 
welche den Anlaß zur Bildung des Volkswirthſchaftsrathes gegeben 
hätten. Im Weiteren folgt dann ein Hinweis auf den preußiſchen 
Volkswirthſchafterath, deſſen Umwandlung in eine deutſche Inſtitution 
unabweisbar erſchienen, „da die wirthſchaftliche Geſetzgebung der Haupt: 
ſache nach dem Reiche zuſteht und die Intereſſen der Übrigen Bundes⸗ 
ſtaaten nicht unvertreten bleiben können.“ Für die Einrichtung eines 
Volkswirthſchaftsraths zunächſt für Preußen ſel nur der Umſtand maß⸗ 
gebend geweſen, daß ſich auf dieſe Weiſe „die vermißte Einrichtung 
auf kürzerem Wege und daher ſchneller ins Leben rufen ließ, um für 
eine Reihe wirthſchaftlicher Vorlagen, welche ſich in Vorberathung 
für den nächſten Reichstag befinden, einer Begutachtung durch die be⸗ 
theiligten Kreiſe, wenn auch zunächſt nur eines Bundesſtaates, nicht 
zu entbehren.“ 


Die Gerüchte über neue Verhandlungen mit der Curie 

und die Haltung des Centrums. 

Dieſe Gerüchte, bei denen die „Germania“ ſich bewogen gefunden 
hat, Pathenſtelle zu übernehmen, finden eine gewiſſe Stütze in der 
Wahrnehmung, daß das Centrum im Reichstage eine völlig abwar⸗ 
zende Stellung einnimmt, was ihm freilich um ſo leichter wird, als 
der Führer der Partei, Herr Windthorſt, ſich von den Anſtrengungen 
der letzten Landtagsſeſſton fern von Berlin auszuruhen ſcheint. Bei 
der erſten Berathung des Etats, welche ſich zu einer Discuſſion über 
die geſammte politiſche Lage erweiterte, bei einer Debatte, zu der die 
großen Parteien in der Regel Stellung zu nehmen pflegen, hat kein 
Redner des Centrums es für erforderlich erachtet, die Auffaſſung dieſer 


ſtärkſten Fraction des Reichstags zu vertreten. Immerhin iſt dieſes Ver⸗ h 


charakteriſtiſch für eine Partei, welche von ihrem erhabenen Stand⸗ 
e aus die weltlichen Dinge lediglich als Hebel benutzt, die idealen 
der kirchlichen Gemelnſchaft zu fördern. Daß wir es hier nicht 
mit einem zufälligen Vorgange zu thun haben, beweiſt der Umſtand, 
daß die Centrumspreſſe keinen Verſuch macht, die Lücke auszufüllen, 
welche durch die Zurückhaltung der parlamentariſchen Führer im Par: 
lament entſtanden iſt. Ueber die Ausſichten der neuen Seſſion haben 
wir bis jetzt nur die Aeußerung des Moniteurs der „röͤmiſchen Frac⸗ 
tion“ zu verzeichnen, daß die Wiederwahl des Frhrn. von Francken⸗ 
flein zum  erflen Vicepräfidenten des Reichstages die Garantie für 
eine fruchtbare Seſſion gegeben habe. Wie dieſes Verſprechen ge: 
halten wird, müſſen wir in Geduld abwarten. Die lebte Seſſion 
des Reichstages, welche ebenfalls unter der Aegide eines conſervatlv⸗ 
clericalen Präſidiums ſtattfand, hat an Fruchtbarkeit Vieles zu wün⸗ 
ſchen übrig gelaſſen: die Hauptvorlagen der Seſſion, das Milltärgeſetz 
und die Verlängerung des Sociallſtengeſetzes, find, wenn wir uns recht 


Ziele 


erinnern, gegen die Stimmen des Centrums beſchloſſen worden. Und doch 
war das vorjährige Präſidium mit der Unterſtützung auch der deutſchen 


Zweinndſechszigſter Jahrgang. — Eduard 


Reichspartei gewählt worden, fo daß daſſelbe allerdings eine Majorität des 
Reichstags repräfentirte; was ſich von dem Präſidium v. Goßler, Francken⸗ 
fein und Ackermann gerade nicht ſagen läßt. Wir ſehen demnach 
bis jetzt mehr Ausſichten für eine unfruehtbare, als für eine frucht⸗ 
bare Seffion, falls es nicht gelingt, eine Majſorität aus Parteien zu 
bilden, welche ſich blsher wenigſtens als An tagoniſten bewährt haben. 
Daß die Bildung einer ſolchen Majorität in einem engen Zuſammen⸗ 
hange mit den Eventualitäten ſteht, welche die Erwähnung von Ver⸗ 
handlungen zwiſchen Berlin und Rom in den Vordergrund ſchiebt, 
läßt ſich nicht verkennen. Welcher Art dieſe Virhandlungen unter 
den obwaltenden Umſtänden fein konnen, iſt nicht zweifelhaft. Es ift 
ja noch gar nicht fo lange her, daß der Abg. Winduborſt im preußi⸗ 
ſchen Abgeordnetenhauſe die Frage an den Cultusminiſter richtete, ob 
es in der Abſicht der königlichen Staatsregterung liegt, die ab⸗ 
gebrochenen (nämlich ſeitens der Curie abgebrochenen) Verhand⸗ 
lungen wieder aufzunehmen, und ob in dieſer Richtung bereits 
Schritte geſchehen ſeien, eventuell wann ſie beabſichtigt werden, 
und der Miniſter von Puttkamer die Antwort gab, daß die 
Staatsregierung nach den gemachten Erfahrungen es mit ihrer 
Würde, mit der Würde der preußiſchen Monarchie und mit 
der Güte und Gerechtigkeit der von ihr vertretenen Sache für 
nothwendig verknüpft hält, einſtweilen eine ruhige, zuwartende Haltung 
einzunehmen. Herr v. Puttkamer fügte hinzu, „ſollte die Möglichkeit 
an ſie herantreten, den Verſuch der Wiederaufnahme der Verhand⸗ 
lungen zu machen, fo wird die Staatsregierung ſich der Pflicht ſicher⸗ 
lich nicht entziehen.“ Ob man in Rom dieſen Wink, der an Deut⸗ 
lichkeit allerdings nichts zu wünſchen übrig ließ, verſtanden und ſich 
entſchloſſen hat, demſelben Folge zu leiſten? das iſt die Frage. Es 
iſt vielleicht nicht zufällig, daß wenig fpäter in der Preſſe die Nach: 
richt auftauchte, der Papſt habe den Capiteln in den erledigten Diöceſen 
die Erlaubniß ertheilt, Capitelsvicare zu wählen. Dieſes anſcheinende 
Zugeſtändniß ſollte die Handhabe zu den offenbar von beiden Seiten 
gewünſchten Verhandlungen geben. Ob die Abſicht erreicht iſt, darüber 
fehlt es noch an zuverläſſigen Angaben. 


12 Uhr. Am Tiſche des Bundestatbes: von Kameke, von Bötticher, 
Stephan, Di 


führung der Anleihegeſetze. 
Abg. Sonnemann: Da ſch im vorigen Jahre an der damals vor⸗ 
gelegten Denkſchrift Einiges zu bemängeln halte, ſo halte ich mich heute 


diesm enge Bericht gemacht bat. Der Reichstag hat ſicherlich alle Urſache, 
mit der Ausführung der Anleihegeſetze zufrieden zu fein. Es find im ab⸗ 
gelaufenen Jahre 44 Millionen Reichsanleihe placirt worden, zu einem 
außerordentlich günftigen Cours placirt worden, nämlich durchſchnittlich zu 
etwa 100. Hierdurch hat ſich der Preis unſerer geſammten Reichsanleihe 
von 94% auf 96% erhöht. Auch it meinem Wunſch eniſprechend die Be⸗ 
gebung ausſchließlich direct, ohne jede Vermittelung erfolgt, was ich nur 
mit Freude begrüßen kann, ohne damit ausſprechen zu wollen, daß immer 
nur dieſer Weg der Begebung der allein richtige und mögliche ſei. Es 
können ſehr wohl Verhältniſſe eintreten, unter denen die Reichsregierung 
eine Vermittelung beanſpruchen wird, insbeſondere bei Begebung größerer 
Summen. Allein auch in dieſem Falle iſt nach den damaligen Andeutungen 
des Herrn Unterſtaatsſecretärs zu hoffen, daß dann nicht der bisherige 
Weg betreten wird, die Anleiben nicht au ein monopoliſirtes Conſortium 
vergeben werden, ſondern auch dann der Weg der freien Concurrenz be⸗ 
treten wird, wie e8 in den iſten Landern geſchieht. Seit den letzten 
Jabren hat das Syſtem der freien Concurrenz bei Begebung der Anleihen 
ſich wieder über eine ganze Reihe von Ländern Bahn gebrochen, nicht nur 
in Staaten mit geordneter Finanzverwaltung. In einer Reibe von deutſchen 
Staaten, ferner in der Schweiß, in Schweden, Norwegen, ſelbſt in Ungarn, 
einem Staate mit wenig günftigen Finanzverhältniſſen, iſt man zu dieſem 
Begebungsmodus übergegangen und überall mit dem größten Erfolg. 
Ueberall bat ſich gezeigt, daß, wo man davon abſab, einzelne, wenn au 
noch jo große Banthäufer zu monopoliſiren, wo man ſich an die Allgemein⸗ 
beit mit einem Aufruf zur freien Concurrenz wendet, überall die gunſtigſten 
Preiſe erzielt wurden. Wenn wir jemals wieder uns in dieſer Weiſe der 
Vermittelung von Bankbäuſern zu bedienen hätten, jo wird boffentlich, 
nach dem günſtigen Eindruck der Denkſchrift, dieſer Weg eingeſchlagen werden, 
nicht der bisher in Preußen betretene, wo immer ein bevorzugtes Conſortium 
das Monopol genießt. W , ; . 
Das Haus hat gegen die Denkſchrift nichts weiter zu erinnern und tritt 
in die erſte Beralhung der Uebereinkunft, betreffend den Austauſch von 
Poſtpacketen ohne Werthangabe. . e 
Staatsſecretar Dr. Stephan: Die Entwickelung des Poſtvereins iſt be: 
kannt. In dem letzten Winter haben ſich zum Beitritt gemeldet Chile, die 
vereinigten Staaten von Columbia, beſonders wegen des Tranſits über die 
Landenge von Panama, und Haiti. Es fehl: nunmehr aus der neuen 
Welt noch Paraguay, Coſtatica, Nicaragua und Guatemala, ſodann die 
britiſchen Colonien auf Capland und Auſtralien. Mit beiden find Ver. 
andlungen im Gange, welche bisher nicht zum Ziele hi konnten, weil 
dort noch läſtige Verträge mit Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaften beſtehen, deren 
Ablauf erſt abgewartet werden muß. Dann wird der Verein die für den 
internationalen Poſtverkebr überhaupt in Betracht kommenden ſämmtlichen 
Länder der Erde umfaſſen. Außer dieſer Ausdehnung nach außen, im 
Raum, hat er inzwiſchen auch eine Erweiterung nach innen, alſo in ſtoff⸗ 
licher Beziebung, erſahren. Während die Pariſer Uebereinkunft von 1878 
ſich über die Briefpoften, gewöhnliche und eingeſchriebene, Poſtkarten, gei⸗ 
tungen, Druckſachen und Waarenproben hinaus auf Werthbriefe und Poſt⸗ 
Anweiſungen ausdehnte, iſt jetzt ein neuer Zweig hinzugetreten, betreffend 
den internationalen Packetverkehr. Es war von den verbündeten Re⸗ 
gierungen bereits bei dem Congreß von 1878 in Paris der Entwurf einer 
desfallſigen Vereinbarung vorgelegt worden. Indeß ſtieß damals die An⸗ 
gelegenheit auf theilweiſe recht erhebliche Schwierigkeiten, weil in einer An⸗ 
zahl von Gebieten, beſonders in denen der lateiniſchen Zunge, aber auch 
in England, in den Niederlanden, den Vereinigten Staaten von Amerika, 
eine Fahrpoſt in dem Sinne, wie fie in Deutſchland beſteht, bis dahin ſich 
nicht vorfand. Es iſt indeſſen inzwiſchen gelungen, dieſe Schwierigkeiten zu 
beſeitigen. Und im Jahre 1880 konnte der Congreß in Paris zuſammen⸗ 
treten, auf wel em der Vertrag, der Ihnen zur Genehmigung vorliegt, 
unterſchrieben worden iſt. Das Juſtrument an ſich darf ich wobl als jo 
durchſichtig bezeichnen, daß ich kaum noch etwas zur Erläuterung anzuführen 
babe. Die verbündeten Regierungen empfehlen Ihnen die Annahme der 


Expeditſon: 
Anſtalten B. 


Trewendt Zeitungs⸗Verlag. 


an Nr. . Außerdent überneycnen alle Poſt⸗ 


ellungen auf die Zeitung, welche Sonntag vnd Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Vorlage, und ich bin überzeugt, daß in Jedem, der in der Lage geweſen 
iſt, mit dem Auslande bisher in Packetverkebz zu kreten, gewiß die Maß⸗ 
regel, die dem hohen Hauſe in dem Vertrage vorliegt, einen Fürſprecher 
finden wird. 
Abg. v. Below erkeunt die Vorlage als einen Fortſchritt, aber in ihrer 
jetzigen Geſtalt nicht als etwas Abgeſchloſſenes an, weil jie einen Ayſchluß 
an das für Deutſchlands geſchäftlichen Verkehr überaus wichtige Radlano 
nicht enthält, weil ferner der Maximalſatz für die einzelnen Packetſendungen 
nur 3 Kilogramm beträgt — 5 Kilogramm wären prakuſcher — weiß es 
unmöglich iſt, die Packetſendungen unter Angabe des Wertbes zu verſichern 
und die Einheit in den Portoſätzen fehlt. Auch wird das Porto durch den 
Qulchion von 50 Centimes beim Tranſit ſehr bertbewert, ohne daß die 
icherheit gewährt wird, daß das Packet auch wirklich an feine Abrefſe 
gelangt, eventuell eine Entſchͤdigung eintritt. Denn Alles ſoll kein Tadel 
fein, ſondern nur die Wünſche bezeichnen, die vielleicht feiner Zeit erfüllz 
werden können. Jedenfalls dürfte ſich bei der Ausführung des Geſetzes 
eine möglichſt weitgehende Latitude empfehlen. 

Staassfecretär Stephan: Ich kann dem Vorredner für feine Ausfüh⸗ 
rungen nur dankbar ſein. Er hat mir gewiſſermaßen die verſchiedenen 
Paſſionsſtationen wieder vor Augen geführt, die wir zurückzulegen ba ten 
auf der langen Pilgerfabrt nach dem hier vorliegenden Ziele. Die Erinne⸗ 
rung daran wird aber für uns keine entmutdigende fein, nas vielmehr an⸗ 
ſpornen, die berechtigten Wünſche des Vorredners zu verwuklichen, und es 
kaun unſer Streben nur unterſtützen, wenn es bier Ermunterung und Sym⸗ 
vatbie findet. Aber der Beſorgniß mochte ich entgegentreten, daß Packet⸗ 
ſendungen im Allgemeinen theurer werden würden als bisher. Das Gegen⸗ 


theil wird eintreten. Ich gonſtatire ausdrücklich, da es in den Motiven 


nicht ſteht, daß da, wo billigere Sätze beſtanden, z. B. mit Nachbarſtaaten 
wie Oeſterreich, dieſe niedrigen Sätze aufrecht erhalten werden. 

Abg. Härle bedauert, daß unter den Conventionsſtaaten ſich nicht 
auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika befinden bei dem regen 
Verkehr der Ausgewanderten mit der Heimath, für deſſen Umfang der Um⸗ 
ſtand bezeichnend iſt, daß die Hälfte aller vom Reich vereinnahmten Lon⸗ 
ſulatsgebühren nabezu aus dem deutſch⸗amerikaniſchen Verkehr herrtcyrr. 

Staatsſecretär Stephan: Es ſchweben ſeit längerer Zeit zwiſchen der 
deutſchen Poſtverwaltung und der der Vereinigten Staaten Nordamerikas 
Verhandlungen über den Gegenſtand. Es kann aber ein wirkſamer Schritt 
auf dieſem Gebiete nicht gemacht werden, bevor nicht ein Geſetz in den 
Vereinigten Staaten eingebracht iſt, überhaupt die Fahrpoſt einzuführen. 

Uebereinkunft und Schlußprotokoll werden ohne Aenderung auch in 
zweiter Berathung genehmigt. l 

Es folgt die erfte und zweite Beratbung eines Geſetzentwurfs, betreff. 
die Abänderung des Geſetzes vom 13. Februar 1875 über die Natural⸗ 
leiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden. 

Abg. Bieler: Der Inhalt des Entwurfs charakteriſirt ſich als bervor⸗ 
gegangen aus dem Bedürfniß, ungerechtfertigte Belaſtungen der Reichskaſſe 
zu vermeiden. In den meiſten Fällen würden aber durch die vorgeſchla⸗ 
genen Beſtimmungen die Gemeinden geſchädigt werden, daher die Vorlage 
einer Commiſſion von 14 Mitgliedern zu überweiſen wäre. 

Staatsſecretär v. Bötticher: Dagegen iſt ſeitens der Reichsregierung 
nichts einzuwenden. Wir werden dort durch Zahlen beweiſen, daß die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes von 1875 nicht in der bisher geltenden Form deſteden 
bleiben können. Die Feſtſetzung der ortsüblichen Preiſe für Vorſpannfuhren 
war in einzelnen Landestheilen eine fo ungemein bobe, daß man ſich der 
Ueberzeugung nicht erwehren kann: es ſei nicht überall mit der erforder⸗ 
lichen Gewiſſenhaftigkeit verfahren. Beiſpielsweiſe iſt in einem Falle der 
Preis für eine zweiſpännige Fuhre auf 144 M. feſtgeſetzt worden. Anderswo 
betrugen die Transportkoſten für 32 Centner Stroh auf zwei Tage 24 M 
— ein Satz, der gleichfalls als ortsüblich beſcheinigt wurde. Weiter bat 
die Heranſchaſſang von 10 Kbmtr. Koch und Waärmbolz, die ebenfalls an 
zwei Tagen zu bewirken war, einen Koſtenaufwand von 360 M. erfordert 
(Obo; der betreffende Ort liegt im Bezirke des 7. Armeecorps. 

Abg. v. Maltzahn⸗Gültz: Ueber dieſe Vorlage, fo klein fie auch iſt, 
werden wir uns in der Commiſſion leichter verſtändigen als hier im Hauſe. 
Es kommt bei der Prüfung ihrer poſitiven Beſtimmungen weſentlich darauf 
an, wie thatſächlich in den verſchiedenen Tdeilen des Landes die Verhält⸗ 
niſſe liegen. Ich verkenne keineswegs, daß die jetzt beſtehende geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung für die Militär⸗Verwaltung Unbequemlichkeiten im Gefolge dat 
und daß eine allzuſtarke Belaſtung des Reichsſackels zu Gunſten einzelner 
geradezu unverſchämter Liquidanten vielfach ſtattgefunden bat. Nichts deſto 
weniger tragen meine Freunde und ich eniſchieden Bedenken, der Geſetzes⸗ 
vorlage, wie ſie hier gemacht iſt, unverändert zuzuſtimmen. Wir baben na⸗ 
mentlich im Auge, daß die Leiſtung des Vorſpanns eine Naturalleiſtung ist, 
die ganz beſonders ſchwer von den davon Betroffenen gefühlt wird. Eine 
lorgfältige Abwägung der Entſchädigung wird um fo wichtiger, als dieſe 
Laſt ih nicht, wie viele andere, mehr oder weniger gleichmäßig über das 
ganze Land beribeilt, ſondern immer nur einzelne ganz beitimmie Gegen⸗ 
den und zwar in faſt alljahrlicher Wiederkehr trifft, wabrend andere voll⸗ 
ſtändig unberührt bleiben. Meine Freunde und ich find überzeugt, daß es 
ohne eine Berfländigung ſowohl zwiſchen den Mitgliedern des Hauſes, als 
auch zwiſchen den Vertretern der verbündeten Regierungen nicht möglich 
fein würde, eine genügende Faſſung zu finden und dazu deshalb die zweite 
Leſung der Vorlage heute nicht angemeſſen ſei. Es iſt desbalb bei uns der 
Gedanke aufgetaucht, die Vorlage mit eimer kleinen Modification durchgeben 
zu laſſen, indem man vor dem letzten Worte „um mehr als 50 Procent“ 
binzuſetzte, fo daß es heißen würde, daß Vorſpann nur gefordert werden 
kann, wenn der Bedarf nicht durch die Militär⸗Verwaltung zu einem Preiſe 
bat ſicher geſtellt werden können, welcher den vom Bundesrath für den be⸗ 
treffenden Lieferungsverband feſtgeſtellten Vergütungsſatz um mehr als 
50 Procent nicht überſteigt. 5 E 

Wir würden damit ausgeſprochen haben, daß wir ein Gewicht darauf 
legen, daß thatſächlich wirklich der Verſuch gemacht wird, im Wege frei⸗ 
williger Verhandlungen die Lieferungen zu deſchaffen, weil nach unſerer 
Meinung in vielen Theilen des Landes in den meiſten Fällen bei gutem 
Willen wirklich auf freiwilligem Wege die Leiſtungen beſchafft werden 
lönnten; wir würden dann aber ſagen, daß, wenn die Forderung über⸗ 
mäßig iſt, als Aeußerſtes die Sätze, welche der Bundesrath gemäß § 9 
feſtgeſtellt hat, eintreten ſollten. Daß aber keinesfalls mebr als dieſe 
Sätze gezablt werden follten — und das würde thatſachlich die Folge der 
Vorlage, wie ſie gemacht iſt, ſein — das balten wir nicht für zuläſſig, wenn 
wir im Auge behalten, daß die beſtebhenden Sätze für eine zweiſpännige 
Fuhre auf einen Tag, alſo bis zu 24 Stunden, in dem weitaus größten 
Theile Deutſchlands 10% Mark betragen. Dieſer Satz iſt in den länd⸗ 
lichen Diſtricten in der Erntezeit, auch in der Kartoffelernte, entſchieden zu 
niedrig, während er allerdings dort in Winterzeiten angemeſſen oder einſach 
zu hoch iſt. Darin liegt ja überhaupt die Schwierigkeit, daß der thatſäch⸗ 
liche Werth einer Fubre in den verſchiedenen Landestbeilen und zu ver⸗ 
ſchiedenen Jahreszeiten durchaus verſchieden iſt und die immerhin frappanten 
Zahlen, die uns vom Bundesrathstiſch genannt worden find, klingen weniger 
erſchreckend, wenn man erwägt, daß in vielen Gegenden unſeres Landes 
zweiſpännige Fuhren überhaupt nicht gegeben werden, ferner in dichtbevöl⸗ 
terten industriellen Gegenden die Beſchaffung von Holz und Lagerſtrob 
wirklich ſehr ſchwierig iſt, überhaupt tauſend Dinge da bineinſpielen, die 
von einer vorſichtigen . beachtet werden müſſen, wenn 
das Land nicht geihädigt werden fell. Ich glaube, daß wir in einer Com⸗ 
miſſion eine Faſſung finden werden, welcher die Reichsregierung zuſtimmen 
wird und welche die berechtigten Anſprüche der Militärverwaltung und der 
Steuerzabler, aber auch die nicht minder berechtigten der von der Vorſpann⸗ 
leiſtung bedrückten Müglieder unſezes Volkes wabrt. 

Nachdem ſich auch Abg. v. Nordeck zur Rabenau für den Antrag 
Bieler erklärt hat, wird die Vorlage einer Commiſſion von 14 Mitgliedern 
überwieſen. ; f 

Es folgt die Beratbung des Etats der Reichs⸗Juſtizverwaltung. 
Beim Titel „Staatsſecretär“ frag: Abg. Debelbäufer, ob das Actien⸗ 
Reformgeſetz, deſſen Vorlegung der Staatsſecretär im vorigen Jahre zu⸗ 
gejagt babe, noch in dieſer Seſſion an den Reichstag gelangen werde. 
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Staatsſecretär von Schelling: Ein formulirter Entwurf des Actien⸗ 
3 iſt bereits aufgeſtellt und wird zunächſt dem Bundestathe 
zugeben. g 

Abg. Witte (Schweidnitz) wünſcht Auskunft darüber, ob das bereits in 
einer früberen Seſſion vorgelegte, aber nicht erledigte Geſetz, betreffend das 
Fauſtpfandrecht an Pfandbriefen jetzt wieder an den Reichstag gelangen 
werde, und befürwortet die Einbringung einer derartigen Vorlage, da es 
ſich nicht empfeble, dieſe Materie der Landesgeſetzgebung zu überlaſſen. 

Staatsſecretär von Schelling: Die Ueberzeugung von der praktiſchen 
Nothwendigkeit des vom Vorredner angeregten Geſetzes, die allerdings vor 
einigen Jahren eine ſehr lebhafte war, hat inzwiſchen in Folge der ver⸗ 
änderten Creditverbältniſſe eine nicht unerhebliche Abſchwächung erfahren. 
Es konnte daher für die verbündeten Regierungen keine Veranlaſſung vor⸗ 
liegen, gerade in der gegenwärtigen Seſſton, in welcher jo umfaſſende ander⸗ 
weilige Aufgaben des Hauſes harren, nochmals mit jenem Entwurf vor 
Sie zu treten. i 

Abg. Kayſer kann feine Zuſtimmung zu dem Gehalt des Staats: 
Gecretärd nur geben, wenn den ſchon in der vorigen Seſſion von ihm zum 
Ausdruck gebrachten Beſchwerden abgeholfen ſein werde. Die Klagen über 
die hohen Gerichtskoſten dauerten noch fert, obwohl doch in einer Zeit des 
Noiditandes, wie der gegenwartigen, eine billige Rechtspflege eine abſolute 
Noꝛdwendigkeit ſei. Ueber das Ergebniß der von der Reichsregierung auf 
Grund des vorigen Reichstagsbeſchluſſes veranlaßten Unterſuchung über die 
Gerichtskoſten ſei bis jetzt ein offizielles Reſultat noch nicht in die Oeffenl⸗ 
lichkeit gedrungen, obwohl doch ſonſt, wenn es ſich darum handle, neue 
Fußangeln, d. h. neue Strafgeſetze ins Werk zu ſetzen, das Reichsjuſtizamt 
doch immer mit großer Präciſion arbeite. Die bohen Gerichtskoſten hätten 
eine Erſchwerung des Rechtsweges für den armen Mann im Gefolge, die 
ihn oft bindere, feine Sache auch in den höheren Inſtanzen zu verfolgen. 
Das Beſtreben, auf dieſe Weiſe eine Verringerung der Prozeſſe zu erzielen, 
ſei ſehr bedenklich. Auch das Arreſtverfahren involvire gerade bei Lohn⸗ 
ſtreitigkeiten für die Arbeiter große Nachtheile. Eine Aenderung des Ges 
richtsvollzieherweſens ſei dringend nothwendig. In Sachſen habe die mit 
dem Gerichts verfaſſungsgeſetze nicht zu vereinbarende Praxis Platz gegriffen, 
daß die Gerichtsvollzieber bezirksweiſe functionirten. Beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit verdiene es, daß die ſächſiſche Geſetzgebung mit ihren Ausführungs⸗ 
Verordnungen manche Beſtimmungen der Strafprozeßoronung ganz außer 
Kraft geſeßt babe: fo ſei der Polizei dort das Recht ertbeilt worden, 
. 3. Zwangsſtrafen zu verhängen, die nach den Prinzipien der Reichsgeſetz⸗ 
gebung unzuläſſig ſeien. Schließlich hätten auch die Beſtimmungen der 
Strafprozeßordnung über Durchſuchung und Verhaftung, ſowie über die 

Beſchlagnahme von Briefen in der Praxis viele bedenklichen Exſcheinungen 
Sealer. — er erinnere in letzterer Beziehung nur an die Vorgänge in 
res lau. 

Staatsſecrefär von Schelling: Es wird eine Vorlage vorbereitet, 
die darauf abzielt, die Beſtimmungen des Gerichtsloſtengeſetzes und der 

Gebührenordnung für die Gerichtsvollzieher zu reformiren welche ſich in 
der Praxis als drückend berausgeſtellt haben. Wenn fie, woran ich nicht 
zweifle, noch in dieſer Seſſion an den Reichstag gelangen wird, werde ich 
auf die Ausführungen der Vorredner näher einzugehen Gelegenheit haben. 

Abg. Lipte: Jeder Abgeordnete hat das Recht beim Etat Schaden 
zur Sprache zu bringen, welche ſich bei der Ausführung eines Geſetzes 

berausgeſtellt baben. Solche Schäden haben ſich auch gezeigt bei der Aus: 

führung des Gerichtsloſtengeſetzes und der Gebührenordnung. Meine 
Freunde und ich hatten die Abſicht, einen Antrag zu ſtellen, den Herrn 
Reichskanzler um die Vorlage eines Geſetzes zu erſuchen, welches jene 
Mißſtände befeitigt. Nach der Erklärung des Herrn Staate ſecretairs em: 
pfieblt es ſich nicht beim Etat über dieſen Gegegenſtand zu reden, über den 
mir ſehr umfangreiches Material zu Gebote ſteht, ſondern die Verhandlung 
über das in Ausſicht geſtellte Geſetz abzuwarten. 5 a 

Abg. Dr. Wolffſon: Ich benutze die Gelegenheit, um mit einem 
Worte auf die Frage des Gerichtskoſtengeſetzes zurückzukommen. Die 
Zeitungen haben uns einige Mittbeilungen gebracht, von denen ich nicht weiß, 
wie weit ſie begründet ſind. Danach geht die Intention der Reichsregierung 
darauf hinaus, allerdings einige Aenderungen in dem Gerichtskoſtengeſetze 
einzuführen, aber nur ſolche, welche ſich im Weſentlichen auf das Zu⸗ 
ſtellungsverfahren und auf die Schreibegebühren beziehen, die alſo in ihrer 
Wirkung vorzugsweiſe den kleineren und den Vollſtreckungsſachen zu Gute 
kommen. Nun gebe ich vollkommen zu, daß der Einfluß des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und der Gebührenordnung für Gerichts vollzieher u. . w. auf die 
kleineren Sachen der wichtigſte iſt, und daß es die dringendſte Arbeit iſt, 
zunächſt den bei dieſen vorhandenen Uebelſtanden abzubelfen; aber es wäre 
eine Täuſchung, wenn man glauben würde, daß damit alles erledigt ſei. 
Es handelt ih auch um weitere Kreiſe, um die ganzen Gebühren des Ger 
richtskoſtengeſetzes und um ihre Wirkung nicht blos auf die kleineren, ſon⸗ 
dern auch auf die größeren Sachen. Man geht jebr leicht von der Meinung 
aus, es komme nicht ſehr darauf an, wie bei größeren Prozeſſen die Ge⸗ 
bühren angeſetzt werden, das treffe die woblhabenden Klaſſen, die es allen⸗ 
falls bezahlen können. Ich halte das für eine außerordentlich unnichtige 
Auffaſſung, namentlich deshalb, weil nicht der, welcher das Glück bat, das 
Obliect zu erſtreiten, die Gerichtskoſten zahlt, ſondern derjenige, dem es ent⸗ 
geht, der alſo neben dem Verluſt der Sache noch die Koſten zu tragen hat, 
die zum Theil in ganz enormer Weiſe anſchwellen. Mir iſt bekannt, daß 
die Reichsregierung eine Enquete angeſtellt und Berichte aus dem ganzen 
deutſchen Reichsgebiete eingefordert hat. Ich zweifle nicht, daß ihr von allen 
Seiten die Ueberzeugung entgegengetragen ſein wird, daß der jetzige Zu⸗ 
ſtand ein wahrhaft unerträglicher iſt, der zuweilen geradezu an Rechtsver⸗ 
weigerung heranſtreift, weil es dem Betreffenden unmöglich ift, die nörhinen 
Mittel anzuſchaffen oder ſich der Gefahr auch des Erſatzes der großen Ge⸗ 
bübren auszusetzen, jo daß fie dadurch genölbigt find, ihr beſtrittenes Recht 
preiszugeben. Ich möchte allerdings nicht ſo weit gehen, wie der von dem 
eriten Heirn Redner eitirte Rechtsgelebrte, der es für eine ſittliche Pflicht 
det Privatmannes erachtet, auch fein vermeintliches Privatrecht mit allen 
ihm zuſtehenden Mitteln zu erſtreiten. EI . 

Ich balte es ferner für einen Gewinn, wenn es wirklich gelingt, frivole 

Prozeſſe zu verhindern. Aber dieſes Mittel der Verhinderung frivoler Pro⸗ 
zeſſe trifft auch berechtigte Anſprüche. Auch Derjenige, der mit gutem Ge ⸗ 
wiſſen ſich im Rechte glaubt, der aver vielleicht ſeiner Beweiſe oder in Be⸗ 
zug auf die Rechtsfrage nicht vollſtändig ſicher iſt, iſt der Gefahr ausgeſetzt, 
zu dem verlorenen Prozeſſe noch den Nachtbeil des Koſtenerſatzes zu tragen 
And gerade die Geltendmachung ſolcher zweifelhafter und doch in gutem 
Glauben erhobener Anſprüche wird durch die Höhe der Gerichtsgebühren im 
allerböchſten Grade erſchwert, abgeſehen davon, daß die Zablungsfäbigleit 
des Gegners auch immerhin noch eine zweifelhafte bleibt. Es kann daher der 
Reichsregierung nicht dringend genug ans Herz gelegt werden, aus dieſem 
Geſichtspunkt das Gerichtskoſtengeſetz einer Reviſion zu unterwerfen ohne die 
vierjährige Friſt abzuwarten, von der in der Reſolution des Reichstags die 
Rede it. Die Nachtheile find fo ſchreiend und allgemein anerkannt, daß man 
keine Zeit verlieren ſollte, um fo bald als möglich an die Reviſion in der 
angedeuteten Richtung zu gehen. g 
Abg. Reichenſperger⸗Crefeld: Das Hauptübel liegt darin, daß als 
„Eriterium für die Höhe des Koſtenbetrages die en des Werthobjects 
angenommen wird. Dies macht ſich namentlich bei Arreſtſchlägen fühlbar, 
bei denen nach Maßgabe des Betrages desjenigen, was mit Arreſt belegt 
wird, eine ſehr große Summe hinterlegt wird. Eine Reviſion des Gerichts⸗ 
foſtenweſens iſt aber noch nothwendiger bei den Rechtsanwaltsgebühren. 
Niemand kann lebbafter wünſchen als ich, daß der Rechtsanwalt ein ſtan⸗ 
desmäßiges Auskommen hat. Ich glaube aber, daß ihnen ein unverhältniß⸗ 
mäßig bober Gebührenſaß eingeräumt wird, wenn das Fortſchreiten des 
Koſtenbetrages nach der Höhe des Streitobjects bemeſſen wird. Denn er⸗ 
fahrungsmäßig find die Prozeſſe mit bedeutendem Werthobject mit einer 
verbältnißmäßig geringen Mübewaltung verbunden, während die geringeren 
Prozeſſe meiſt eine umfaſſendere Information und darum eine größere Müde 
erfordern. glaube alſo, daß bier bei einer künftigen Rebilton des Ge: 
ſetzes die richtige Grenze gezogen werden muß. : Ä 

Abg. Dr. v. Schwarze: Der Abg. Kayſer verwechſelt die Beſugniſſe der 
Polizei zu Straffeſtſetzungen mit den Beſtimmungen der Strafprozeßordnung, 

welche der Polizei eine zwangsweiſe Vorführung einräumt. g 

Abz. Witte (Schweldnitz) giebt den Regierungen anheim, ob nicht auch 
die Bestimmungen über die Schreibgebühren der Rechtsanwälte einer Ne: 
viſion zu unterziehen wären, um ſo mehr, als ſ. Z. die zum großen Theile 
aus Rechtsanwälten beſtebende Commiſſion den Rechtsanwalten dieſe Emo⸗ 
lumente gegen den Willen der Regierungen durchgeſetzt hätte. Der Titel 
wird bewilligt. . ; f 

Beim Cap. 66 (Reichsgericht) erklärt Staatsſecretär Bötticher auf 
eine Anregung des Abg. Payer, betreffend die Regelung der Wohnungs: 
geldzuſchüſſe der Reichsgerichterathe, daß dieſe Materie nur im Wege des 
Etats, nicht aber einer kaiſerlichen Verordnung geregelt werden könne. 

Das Capitel wird bewilligt, ebenſo der Reſt des Etats. 5 

Beim Etat des Reichsſchatzamtes, Cap. 68 Tit. 7 (Ueberweiſungen 
an die Bundesitanten aus den Erträgniſſen der Zölle und Verbrauchs⸗ 
ſteuern 66% Millionen) betont der Abg. v. Minnigerode, daß erſt in 
Folge der neuen Zoll: und Steuergeſetzgebung und des Antrages Francken⸗ 


ſtein den bisher ziemlich zerrütteten Finanzen der Einzelſtaatett erhebliche 
Zuwendungen gemacht werden konnten. 

Der Titel wird bewilligt. 

Beim Titel 8 (Münzweſen) erklärt der Präſident v. Goßler auf eine 
Anfrage des Abg. v. Kardorff, betreffend die geſchäftliche Behandlung 
der Denkſchrift über die Münzreform, daß nach den von ihm eingezogenen 
Informationen, Denkſchriſten bisher nicht auf eine Tagesordnung geſetzt 
worden ſeien. Indeſſen liege kein ſachlicher Grund vor, von der bisherigen 
Proxis nicht abzuweichen; er werde deshalb die Denlſchrift auf eine Tages⸗ 
ordnung ſetzen. Die für die Münzreform ſehr intereſſirten Abgg. Sonne: 
mann und Bamberger erklären ſich mit dieſem Arrangement vollſtändig 
einverſtanden. * 

Der Titel wird bewilligt, desgleichen der Reſt des Etats. 

Beim Etat des Eiſenbahnamtes ergreift das Wort Abg. Sonne: 
mann. Sie wiſſen, wie geringe Befugniſſe unſer Reichseiſenbahnamt hat, 
um fo mehr müſſen wir darauf halten, daß die Befugniſſe, welche dem 
Reichseiſenbabnamt durch Verfaſſung und das Geſetz, welches ſeine Exiſtenz 
begründete, gegeben ſind, auch eingehalten werden. Die Reichsverfaſſung 
räumt dem Reichseiſenbabnamt im Art. 42 und 44 die Aufſicht über das 
geſammte Eiſenbahnweſen ein. Es heißt darin, daß das deutſche Eiſen⸗ 
bahnnetz wie ein einheitliches Netz verwaltet werden ſoll, daß dafür geſorgt, 
daß die Expedition im Perſonen⸗ und Güterverkehr, daß Uebergeben von 
einer Bahn auf die andere gegen die übliche Vergütung berechnet werden 
fol. Gegen dieſe Beſtimmungen find nun in den letzten Jahren im Süden 
io merkwürdige Dinge vorgekommen, daß ich mich für verpflichtet halte, fie 
bier zur Sprache zu bringen. Seitdem die Rheiniſche und Köln⸗Mindener 
Babn im Staatsbetrieb ſind, find den ſüddeutſchen Bahnen, einerlei ob 
Staatd oder Privatbahnen, ein Theil der durchgehenden Tarife gekündigt 
worden; der heſſiſchen Ludwigsbahn, auch indirect den würtembergiſchen 
und badiſchen Babnen. Ez hat ſich allgemein die Anſicht verbreitet, dem 
auch nicht widerſprochen worden iſt, daß die preußiſchen Staatsbahnen beab⸗ 
ſichtigen, mit Umgebung der nächſten Linie die Güter zum großen Theil auf 
weiten Umwegen zu fahren, um die ſüddeutſchen Privat⸗ und Staatsbahnen 
weniger zu berühren. So z. B. wurde der heſſiſchen Ludwigsbahn der directe 
Verkehr zwiſchen Frankfurt und Würtenberg gekündigt, und man beabſich⸗ 
ligte, wie es allgemein hieß, die Guter über Elm und Gmünden zu fahren. 
Das iſt gerade fo, als ob man Güter von bier nach Stettin über den Harz 
fahren wollte. Aebuliche Dinge find bei den pfälziſchen Bahnen vorgekom⸗ 
men, wo mit Umgebung dieſer die Güter über die elſaß⸗lothringiſchen 
Bahnen gelenkt werden ſollten. 

Die Sache hat natürlich großes Aufſehen erregt, und die betreffenden 
Verkebrskreiſe und Eiſenbahnverwaltungen find außerordentlich beunruhigt. 
Die Tragweite der beabſichtigten Aenderungen ergiebt ſich am beſten aus 
den Verhandlungen der heſſiſch⸗darmſtädtiſchen Kammer über dieſen Gegen ⸗ 
ſtand. Laſſen Sie mich aus dem vorgebrachten Material nur zwei That⸗ 
ſachen anführen. Unter Anderem iſt conſtatirt worden, daß die Abſicht der 
preußiſchen Staatsbahnverwaltung dahin ginge, die directe Linie zu ver⸗ 
laſſen und Umwege von ſehr bedeutendem Umfange einzuſchlagen. Hierdurch 
würden die Güter in großem Bogen um die pfalz. Babnen und die Ludwigs 
babn förmlich herumgeführt. Sonderbar fei, daß Heſſen an der Untergrabung der 
Ludwigsbahn mitwirke; denn ohne die Neckarbahn würde es gar nicht geben. 
Ein anderer Redner bat vorgebracht, daß durch die Art, wie zur Zeit die 
Güterbeförderung von dem richtigen Wege abgelenkt würde, Handel und 
Gewerbe ſchwer geſchädigt würden, es ſeien ihm Fälle aus Mainz bekannt, 
wo Güter, die ſonſt nach 1 bis 2 Tagen eintreffen, 3, 4 und 5 Tage ge⸗ 
braucht hätten und ſogar trotz der Routenvorſchrift über die heſſiſche Lud⸗ 
wigsbahn große Spazierfabrten gemacht hätten. Inzwiſchen heißt es, dieſe 
Sachen ſeien durch Verſtändigung ſchon wieder adgeſchnitten. Die Regie⸗ 
rung kann aber jeden Tag wiederkommen und ſolche Einrichtungen wieder 
ins Leben rufen und ſo die einzelnen Bahnen in den anderen deutſchen 
Staaten geradezu vergewaltigen. Da der Reichstag nur einmal in jedem 
Jahre zuſammen kemmt, ſo halte ich mich für verpflichtet, die Sache hier 
zur Sprache zu bringen. Ich muß dieſes Vorgeben um ſo mehr bedauern, 
als ich ſchon mehr als ein Vierteljahrhundert für das Staatsbahnweſen 
mit Entſchiedenheit eintrete. 

Auch die Staatsbahnen dürfen anderen Bahnen gegenüber nicht in einer 
ſolchen Weiſe vorgeben, und das Reichseiſenbabnamt wird bei ſolchen Vor⸗ 
kommniſſen auf Grund der Beſtimmungen der Reichsverfaſſung und der 
Reichsgeſetze einſchreiten müſſen. Auch zwiſchen Sachſen und den preußiſchen 
Bahnen ſoll ein derartiges Verfahren beiteben und Sachſen dadurch 
Repreſſalien ergreifen, daß es auf feinen Eiſenbahnen die Güter zum Bei⸗ 
ſpiel über Hof auf weiteren Strecken nach Baiern führt, ftatt fie über die 
thüringiſche Bahn geben zu laſſen. Hier würde alſo der Verluſt den preu⸗ 
ßiſchen Bahnen zur Laſt fallen. Nauürlich, wenn Preußen damit vorgeht, 
machen es die anderen Staaten nach, und derjenige bn der die An⸗ 
ſchlußlinien in der Hand hat. Ich erſuche alſo den Herrn Präſidenten des 
Reichseiſenbahnamts, dem hohen Haufe Auskunſt zu ertheilen, wie weit 
dieſe Falle begründet find und ob das Reichs eiſenbahnamt bis jetzt Gelegen⸗ 
beit hatte, ſich in dieſe Angelegenheiten einzumiſchen und welche Schritte es 
thun würde, wenn derartige Mißſtände wiederkehren. Man könnte leicht 
ein kleines Geſetz ein⸗ und durchbringen, welches Vorſchriſten enthielte, wie 
weit auf Umwegen gefahren werden könne, etwa 10 bis böchſtens 20 pCt. 
über die directe Route hinaus. Bei dem furchtbaren Anlauf, den man ge⸗ 
nommen hat, um in die Staatzeiſenbahnen hineinzuſpringen, iſt leider alles, 
was im Reichseiſenbahnweſen gemacht wird, mit Mißtrauen aufgenommen, 
und vielleicht dadurch, daß man gleich Alles hat erreichen wollen, kommen 
wir nicht vorwärts. 

Geh. Oberregierungsrath Körte: Die Verhältniſſe, welche dem Vor⸗ 
redner Anlaß zu Ausführungen gegeben haben, ſind thatſächlich durch die 
Vereinbarungen geregelt, welche ſchon vor Wochen in umfaſſendſter Weile 
von der Reichseiſenbahnverwaltung getroffen find. Die sedes materiae ift 
neben dem Intereſſe der Landesvertretung insbeſondere der Art. 42 und 44, 
welcher die Aufſicht der Verwaltungen des Perſonen⸗ und Güterverkehrs 
regelt. Das Reichseiſenbahnamt iſt ſich der ihr obliegenden Aufgaben gegen 
Staats⸗ und Privatbahnen vollkommen bewußt. Bei der Prüfung der bes 
abſichtigten Aufhebung oder Einſtellung von Zügen hat es den Umſtand in 
Erwägung fachen ob dadurch eiwa eine Schädigung des allgemeinen Ver⸗ 
kehrs zu befürchten ſei. Die Rückſicht, ob die Maßregel für die eine oder die 
andere betheiligte Verwaltung finanzielle Nachtheile zur Folge haben könne, 
trat hinter dieſe Erwägung zurück. Das Augenmerk der Behörden hat ſich 
darauf zu richten, ob dem Publikum ein directer Verkehr erſchwert oder 
aufgehoben worden iſt. Eine ſchnellere Beförderung in einzelnen Fallen iſt 
nicht allein maßgebend; entſcheidend allein bei der Prüfung it vie Frage, 
ob die Lieferungsfriſt eingehalten iſt. Dieſe Grundſätze find auch gegen: 
über der rheiniſchen Bahn zur Anwendung gekommen. 

Abgeordneter von Minnigerode macht darauf aufmerkſam, daß der⸗ 
artige Erſcheinungen, wie fie der Abgeordnete Sonnemann gerllgt, ſchon 
früher bei den Privatbahnen hervorgetreten ſeien, daß man aber damals 
ſeitens der Freunde des Herrn Sonnemann keine Krilik geübt habe. 

Bundesbevollmächtigter v. Noſtitz Wallwitz erklart, daß die Initia⸗ 
tive zur anderweitigen Inſtradirung von Gütern auf den ſächſiſchen Staats ⸗ 
babnen nicht von Seiten der ſächſiſchen Regierung ae ſei, die 
preußische Regierung babe vielmehr die directen Verbandstariſe, die zwiſchen 
den preußiſchen und ſächſiſchen Staatsbahnen beſtehen, gekündigt, in Folge 
Bee babe Di aloe Eiſenbahnverwaltung ſich gendthigt geſehen, ſelbſt⸗ 

ändig vorzugeben. 8 

Adg. Berger bedauert, daß der Vertreter des Reichseiſenbatnamts ſich 
über den dom Abg. Sonnemann angeführten ſpeciellen Fall nicht geäußert 
babe. Die Anſicht deſſelben, daß das Reichseiſenbahnamt nur darüber zu 
wachen babe, daß das öffentliche Verkehrsintereſſe durch die Concurrenz der 
verſchiedenen Bahnen nicht Hild de werde, ſei als berechtigt nicht anzuer⸗ 
kennen, vielmehr ſei es die Pflicht der genannten Behörde, auch die berech⸗ 
tigten Jutereſſen der Privatbahnen zu ſchützen. Artikel 42 der Verfaſſung 
4 5 ausdrücklich vor, daß die deutſchen Eiſenbahnen im Intereſſe des 
allgemeinen Verkehrs, wie ein einheitliches Netz zu verwalten find. Hieraus 
folgt die Pflicht, daß die Güter auf dem kürzeſten Wege an ihren Beſtim⸗ 
mungsort befördert werden. Erfolge die Beförderung aus Rückſichten der 
Concurrenz auf großen Umwegen, fo ſei dies eine Verſchwendung von 
Betriebskraſt, welcher entgegenzutreten eine Pflicht der Auſſichtsbehörde ſei. 

Geheimer Rath Körte glaubt, daran fenhalten zu müſſen, daß das 
Reichseiſenbahnamt, ſofern nicht das öffentliche Verkehrsintereſſe geſchädigt 
werde, den concurrirenden Bahnen gegenüber eine vollig neutrale Stellung 
einzunehmen habe. Ob die Eiſenbahnſendungen auf einer etwas kürzeren 
oder längeren Route an ihren Beſtimmungsort gelangen, könne für die Be: 
börde kein Grund zum Einſchreiten fein, wenn darunter die Schnehigkeit 
und Promptheit der Beförderung nicht leide. 

Abg. Rickert ſchließt ſich der Auffaſſung des Abg. Berger an, wenn 
er ſich auch nicht verbehlt, daß deſſen Forderung vorläufig ein frommer 
Wunſch bleiben werde. Eine bereitwilligere Berlückſichtigung hofft er in 
Bezug auf die ſchon im vorigen Jahre angeregte Frage zu finden, ob es 
nicht möglich ſei, eine Erleichterung des Baues von Locale und Secundär⸗ 
bahnen dadurch herbeizuführen, daß die Militär: und die Poſtverwaltung 
ihre Anforderung an die Leiſtungen dieſer Bahnen ermäßigen. Im vorigen 


Jabre babe der Vertreter des Reichseiſenbabnamles erklärt, daß zu dem ges 
nannten Zweck Verhandlungen mit der Poſt⸗ und der Militcrberwaltung 
eingeleitet feien, er frage, wie weit dieſe Verhandlungen gediehen ſeien. 

Geh Ratb Körte: Der Reichskanzler ſei geſetzlich ermächtigt, den Se⸗ 
cundärbahnen gewiſſe Erleichterungen zu gewähren. In Folge deſſen ſei 
auch ein Regulatip erlaſſen, in welchem den Secundärbahnen gewiſſe Er⸗ 
leichterungen im Bau zugeſtanden ſeien; außerdem ſei aber auch durch 
Verbandlungen mit der Poſt⸗ und Telegrapbenverwaltung eine Verſtändi⸗ 
gung dabin erzielt worden, daß für die Beförderung von Poſtſachen den 
Secundärbabnen eine gewiſſe Entſchädigung gewährt werden fol. Weiteres 
habe bisber nicht erreicht werden können. 

Abg. Frbr. Nordeck zur Rabenau theilt die Anſicht des Abg. Berger, 
daß es im Hinblick auf den Art. 42 der Verfaſſung eine unabweisliche 
Pflicht des Reichseiſenbahnamts ſei, die durch eine einſenige Concurrenz 
geihädigten Bahnen zu ſchützen. Das Vorgeben der preußiſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung gegen die vom Staate garantirte beſſiſche Ludwigsbahn 
habe ſehr ſchwere politiſche Folgen gehabt, denen gegenüber der finanzielle 
Vortbeil, den Preußen vielleicht erzielt babe, gar nicht in Betracht kommen 
könne. Was die Frage der Localbahnen betreffe, fo fei die Nolhwendigkeit 
einer ſtärkeren Entwickelung dieſer Verkehrsſtraßen allſeitig anerkannt. Es 
handele ſich nunmehr darum, endlich an die praktiſche Ausführung zu 
geben. Wenn das Reichseiſenbahnamt ſich bemübe, in dieſem Sinne 
energiſch vorzugehen, fo werde es der Unterstützung des Landes ſicher fein. 

Abg. Sonnemann conſtatirt, daß die Darſtellung des ſachſiſchen 
hy nie im Allgemeinen feine eigenen Angaben nur beſtäligt babe. Wenn 

er 
den Coalitionen der Privatbahnen zur Ableitung des Verkehrs auf beitimmte 
Linien entgegenzutreten, jo müſſe er dies für feine eigene Perſon beſtreiten. 
Gewäbre man in dieſer Richtung den großen Eiſenbahncomplexen freie 
Hand, fo ſei es hald mit den Heinen und mittleren Bahnen vollig vorbei. 
Er warnte den Reichstag, ein ſolches Vorgehen zu billigen; Pflicht der 
Reichsbehörde ſei es, die Rechte Aller zu ſchützen, ſonſt fanctionire man den 
Grundſatz: Macht geht vor Recht! 

Abg. Graf zu Stolberg (Raſtenburg) hält es für das Ergebniß einer 
natürlichen Entwickelung, daß die Concurrenz, welche fräber zwiſchen den 
Privatbahnen beſtand, nunmehr auf die Staatsbahncomplexe übergegangen 
ei. Dieſem Uebelſtande entgegenzutreten, ſei das Reichseiſenbahnamt bei 
einer jetzigen Competenz gar nicht im Stande. Das richtige Mittel zur 

bhelfe ſei die gegenſeitige Verſtandigung auf dem Wege der Verträge. 

Die Debatte wird hierauf geſchloſſen und der Eiat des Reichseiſenbahn⸗ 
amts bewilligt. 8 

Beim Etat des allgemeinen Penſionsfonds bringt Abg. Richter (Hagen) 
ein eigenthümliches Verfahren des Militärinvaliden⸗Departements zur 
Sprache. Die Landwehrbezirks⸗Commandeure erhalten, wenn fie bollitändig 
in Ruheſtand treten, zum Theil ihren Wohnungsgeldzuſchuß bei Bemeſſung 
ibrer Penſion angerechnet, zum Theil nicht. Als maßgebend für dieſe Unter⸗ 
ſcheivung betrachtet die Militarbetörde den Umſtand, ob ſie nach dem Jahre 
1873 noch active Oſſiziere waren oder nicht. Durch einen bis zum Reichs⸗ 
gericht binauf geführten Proceß ſei nun definitiv entſchieden, daß die Ver⸗ 
waltung verpflichtet ſei, jedem Landwehr⸗Bezirks⸗Commandeur, welcher als 
ſolcher Wohnungsgeldzuſchuß erbalten hat, denſelben bei der Penſion amu⸗ 
rechnen, ohne Rückſicht darauf, ob er als Offizier vor oder nach dem Jahre 
1873 penſionirt worden. Trotzdem erkläre die Verwaltung, daß fie ſich dem 
Erkenntniß des Reichsgerichts vom 6. November 1879 nicht anſchließen 
könne, und zwinge bierdurch jeden der alten Herren für ſich einen neuen 
Proceß durch alle Inſtanzen hindurch zu verfolgen. Eine derartige Rückſichts⸗ 
loſigkeit gegen alte Offiziere, denen das Proceßführen nicht fo leicht werde, 
wie der Verwaltung, ſei unerbört; gegenüber einer ſolchen Verwaltung 
würden die Arbeiter durch eine Reichs verſicherungsanſtalt aus dem Regen 
in die Traufe kommen. 

Bundes⸗Commiſſar Geheimer Rath Schulz: Ein Vertreter des Reichs⸗ 
Invalidendepartements iſt nicht anweſend, die Frage iſt aber zwiſchen dieſer 
Behörde und dem Reichsſchatzamt Gegenſtand einer Correſpondenz geweſen 
und beide ſind in vollem Einverſtändniſſe vorgegangen. Es hat in einem 
einzigen Falle ein Difizier den Anſpruch auf Wobnungsgeldzuſchuß durch 
ein Erkenniniß des Reichsgerichts zugeſprochen erhalten. Wir balten aber 
dieſes Erkenntniß für unrichtig und werden in weiteren Fallen dieſe Uns 
richtigkeit nachweiſen. Sollte das Reichsgericht gegen unſer Erwarten bei 
ſeiner Entſcheidung bebarren, ſo müßte allerdings eine Verfügung des 
Reichsinvaliden⸗Departements ergeben, welche den Anſpruch auf Wohnungs⸗ 
gelozuſchuß anerkennt. Der einzelne Fall hat uns dazu bis jetzt keine Ver⸗ 
anlaſſung gegeben. 5 BEN 

Abg. v. Maltzahn (Gültz): Die Thatſachen, die Herr Richter angeführt 
bat, find im Weſentlichen richtig; ich kannte fie ſchon im vorigen Jahre und 
hatte damals denſelben Eindruck wie er, daß die Militärverwallung auf 
Grund des einen erfolgten Erkenntniſſes freiwillig die Anſprüche der übrigen 
in gleicher Lage befindlichen Offiziere anerkennen müßte. Ich babe die Sache 
nach genarer Ueberlegung damals nicht zur Sprache gebracht und würde 
es auch beute nicht getdan haben. Ich muß namlich anerkennen, daß die 
Militär: und Finanzberwallung formell im Rechte iſt und paß ibr auch 
materielle Gründe zur Seite ſtehen, wenn ſie es ablehnt, auf Grund eines 
einzelnen Falles freiwillig die Reichsſinanzen zu belaſten, und wenn fie erſt 
einen zweiten Prozeß abwarten will. Das allerdings balte ich für noͤthig, 
daß fie wenn das zweite Erkenntniß in demſelben Sinne erfolgt, ſie den 
übrigen Offizieren freiwillig dieſe Anſprüche gewähren muß. Meiner Mei⸗ 
nung nach wird bas auch das Ende vom Liede ſein. } 

Abg. Richter: Jede Sparſamkeit bat ibre Grenzen; wenn eine Lebens⸗ 
verſicherungsanſtalt fo verfahren wollte, wie in bieſem Falle die Reichs⸗ 
verwaltung, fo wü: de ihr Ruf vernichtet ſein. Das Reichsgericht hat natür⸗ 
lich nur einen Specialfall entſcheiden können, aber es it nicht in Abrede 
geſtellt worden, daß in dieſem ſpeciellen Falle die principielle Frage eat: 
ſchieden worden iſt. a 

Schatzſecretär Scholz: Ich muß ausdrücklich ausſprechen, daß es der 
Verwaltung nicht anſteht, auf Grund einer einzelnen Eniſcheidung als 
gemeine Verfügungen zu erlaſſen. Ein Urtbeil des böchſten Gerichtshofes 
iſt häufig ſchon auf Grund genauerer Inſtruction abgeändert worden. Die 
Finanzverwaltung bält es für ihre Pflicht, erſt eine weitere Entscheidung 
des Reichsgerichts abzuwarten. 0 N { 

Abg. v. Maltzabn (Gl): Ein Präjudiz, wie Herr Richter meint, 
liegt nicht vor, und ich muß nochmals anerkennen, daß die Verwaltung nur 
ihre Pflicht erfüllt, wenn fie ſich deim erſten Erlenntniß nicht beruhigt, 
ſondern noch ein zweites abwartet. 

Der Etat wird genehmigt, ebenſo der des Reichsinvalidenſenes, des 
Spielkarteuſtempels und der Wechſelſtempelſteuer. Bei dem Einnabme⸗ 
capital „ſtatiſtiſche Gebübr“ conftarirt der Abg. Schlutow, daß einzelne im 
vorigen Jabre geäußerten Wünſche des Handelsſtandes, betreffend die 
ſtatiſtiſche Gebühr für Maſſengüter Berückſichligung gefunden haben. Man 
könne aber die Kategorie der Maſſengüter noch weiter ſaſſen, er bitte 
namentlich zwei für Stettin wichtige Artikel, Mehl und Rüböl, in dieſelbe 
einzugreifen. 

Staatsſecretär v. Bötticher: Durch Beſchluß des Bundesralbs vom 
24. Februar d. J. iſt, wie ich mittbellen kaun, auch Mehl in die Kategorie 
der Maflenpiter zugelaſſen worden. Mit Del wird das bei aller Bereits 
Augſabe dem Handelsſtande entgegenzugekommen nicht möglich ſein, Die 
Ausfuhr deſſelden, die allein in Betracht kommt, ift eine geringe, fie betrug 
im Jahre 1880 nur 180,936 Doppelcentner. Auch die Eiſenbabnverwaltung 
befördert Oel nicht als Maſſengut . Frachten. 

Es folgt der Etat der Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltung. 

Abg. N Butttamer (Lübben): Das Vorgehen der Postverwaltung zur 
Herbeifübrung einer größeren Sonntagsrude im vorigen Jabre bat auf der 
andern Seite des Haufes wenig Entgegenkommen gefunden. Herr Möring 
wollte uns ſogar als Vertreter des „Hinterlandes“ lein competenteg Ur⸗ 
theil zugeftehen. In Hamburg ſcheinen allerdings die Anſprüche an Sonne 
tags» und Feiertags heiligung ſehr geringe zu fein; in dieſem Jahre fallen 
ſogar die Frühſabtsrennen auf die Oſterfeiertage. Wir und das Centrum 
haben die Postverwaltung unterftügt und ich erlaube mir die Anfrage, ob 
die Maßregel der einmaligen Brieſbeſtellung in Berlin zur Ausführung 
gekommen iſt und ob man daran denkt, derſelben meitere Ausdehnung 


Aus dem Poſtbuch für Berlin, welches 
den Mitgliedern zugebt, gebt berbor, daß Sonntags eine ameimaline ac 
die zweite Beſtellung erſt nen, 
die mit den Schnellzügen aus Köln und Ae 10 Dr de Ble em 
wo der Goltesdienſt beginnt, deri Malice 


motivirt, 
ſefort 10 


Abg. v. Minnigerode behaupte, daß man früher nie daran gedacht habe, 
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Staatsfecretär Dr. Stepban: Eine Erfüllung des eben geäußerten 
Wunſches wäre gleichbedeutend mit einer Verminderung der Einnahmen 
des Reichs, die ſich am wenigſten E einer Zeit empfeblen würde, wo man 
mit Einfübrung neuer Steuern beſchäftigt iſt. Der Mangel einer arith⸗ 
meliſchen Progreſſion in den Portoſätzen für Druckſachen erklärt ſich daraus, 
daß bei Einführung der neuen Münzen ſtatt der 4 alten Pfennige drei 
neue als Minimalſatz eingeführt worden find. Hätte man damals, wie es 
die Verwaltung wollte, und wie es auch der Leiſtung der Volt entiprict, 
den Satz don 5 Pf. gewahlt, daun würde kein fo großer Sprung in dem 
nächſt böberen Porto vorbanden ſein. Ein allgemeines Bedürfniß zu einer 
Aenderung liegt nicht vor und ich vermag nicht abzuſehen, wann biefelbe 
eintreten könnte. - . x 

ereibere Nordeck zur Rabenau fragt an, ob nicht die Errichtung 
von Poſt⸗Sparkaſſen in Ausſicht ſteht, die ſich in anderen Ländern vor⸗ 
trefflich bewährt batten. Ferner ꝛegt derſelbe den Gedanken der Gründung 
— Grundereditbank an, die man mit den Fonds der Sparkaſſen dotiren 

unte. 

Staatsſecretär Dr. Stepban erklärt, daß die Poſtverwaltung von der 
großen Bedeutung der Poſt⸗Sparkaſſen durchdrungen ſei und denſelben fort⸗ 
gefetzi ihre Aufmerkſamkeit widme. Man dürfe aber auch die großen Schwie⸗ 
— nicht verlennen, die der Einführung dieſer Inſtitution in Deutſch⸗ 

and entgegenſtänden. 

Abg. ring: Herr v. Puttkamer ift auf einen lapsus linguae zurüds 
gekommen, der mir im vorigen Jahre paſſirt iſt. Sollte dem geehrten Col: 
legen einmal Aehnliches begegnen, fo verſpreche ich ihm, es ihm ein Jahr 
ſpäter nicht mebr vorhalten zu wollen. Im vorigen Jahre wurde die Frage 
der Sonntagsbeiligung vom Centrum angeregt, in dieſem Jahre von den 
Deutſchconſervativen. Wir wollen die Sountagsbeiligung nicht ſo weit 
treiben, daß Handel und Wandel darunter leiden. Eine puxitaniſche Sonn: 
iagsbeiligung führt, wie Jeder weiß, der in England oder Amerika gelebt 
bat, zur Scheinheiligkeit und Völlerei. Davor wollen wir Deutſchland be: 


wahren. 

Abg. Richter (Hagen): Man vergißt, daß die Poſiſparkaſſen anderer 
Län der nur desbalb fo floriren, weil in denſelben nicht ein fo entwickeltes 
Syſtem von Communalſparkaſſen und freien Genoſſenſchaften vorhanden iſt. 
Die Poſtverwaltung bat Recht, es ſich re flich 1— überlegen, ehe fie den an⸗ 
deren Sparſyſtemen Concurrenz macht. Die Errichtung einer Reichsgrunderedit⸗ 
anſtalt in Verbindung mit den Poftſparkaſſen iſt der unglückſeligſte agrariſche 
Gedanke, den ich gehört habe, der Grunderedit braucht lange Friſten, die Spar⸗ 
einlagen werden aber immer nur auf kurze eee Was ſollte 
eniſteben, wenn in unruhiger Zeit die Spareinlagen plötzlich in großer Zabl ge: 
kündigt werden? So ſchwerwiegenden Fragen erweilt man leinen Gefallen, 
wenn man fie flüchtig bei der Etatsberathung anregt. Der Staatsſecretär 
Dr. Stephan ſieht unfere Finanzlage doch wohl zu ſchwarz an, wenn er 
glaubt, ſie geftatte keine Aenderung des Portos. Sollte er die Abſicht ge⸗ 
babt baben, den neuen Steuern eine Empfeblung zu Theil werden zu 
lassen, jo bitte ich ihn, nicht zu vergeſſen, daß die neuen Steuern nach der 
Uebereintunft der Finanzminister in Koburg das Reich gar nichts angehen‘ 
ſondern zur Ueberweiſung an die Einzelſtaalen beſtimmt ſind. 

„Abg. v. Nordeck zur Rabenau ſtellt in Abrede, daß genügend Spar: 
kaſſen vorhanden ſeien. . 8 33 

Abg. Maſunke erklärt, daß feine Freunde keine puritaniſche Sonntags⸗ 
beiligung im Sinne hätten; daß ſich die Intereſſen von Handel und Ber: 
kehr mit der Sonntagsfeier in Einklang bringen ließen, zeige das Beiſpiel 
der Briefbeſtellung in Berlin. 

Abg. Richter (Hagen): Herr v. Nordeck derwechſelt Poſtſparkaſſen mit 
Annahmeſtellen. Damit, daß er das Wort Grundcredit ausſpricht, hat er 
doch für die Landbevölkerung noch nichts gethan. Er ſcheint es mit feiner 


Wahlrede jebr eilig zu haben. (Heiterkeit) Daß der Landeredit am aller: ſich 


wenigsten eine Centrallſation verträgt, beweiſt der Umſtand, daß bis jetzt 
alle darauf gerichteten Beſtrebungen 2 ſind. 5 

Abg. v. Puttkamer (üben): enn Herr Möring aus meiner Aeuße⸗ 
rung ein Symptom der conſervativ⸗clericalen Allianz zu erkennen meint, 
fo erwidere ich ihm, daß wir ſtets mit dem Centrum zulammengeben werden, 
wenn es ſich um große ſittliche Principien handelt. (Beifall.) Einen puri⸗ 
taniſchen Sonntag wünſchen wir auch nicht. 5 | 

Abg. Hermes lenkt die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die Convention 
mit den Niederlanden wegen der Poſtaufträge; es ſei in derſelben eine Be⸗ 
ſtimmung enthalten, die ſich auf den Quittungsſtempel zu beziehen ſcheine. 
Es ſei nämlich beſtimmt, daß bei Poſtaufträgen aus Deutſchland der Auf⸗ 
traggeber, d. h. der Deutſche, bei 8 aus den Niederlanden der 
Schuldner, d. h. wiederum der Deutſche, den Stempel zu zahlen habe. Sonſt 
ſei doch bei ſolchen Beſtimmungen immer Gegenſeitigkeit vorhanden. 
ſei außerdem beſtimmt, daß alle Gebühren dem Auftragslande verbleiben. 
Wenn alſo der Deutſche in jedem Falle den Stempel bezahlen müßte, dann 
würden ſolche Poſtaufträge nur von den Niederlanden aus erfolgen, alſo 
dieſer Staat alle Gebühren einzieben. Redner fragt, wie man einen ſolchen 
Vertrag überbaupt habe abſchließen können? Oder ſollte dies nur ein 
Ausweg aus den Schwierigkeiten ſein, in welche die Postverwaltung durch 
die Einführung des Quittungsſtempels gerathen ware? 5 

Staatsſecrelar Dr. Stephan: Dieſes Abkommen mit den Niederlanden 
dat mit dem projectirten Ge ſetz, betreffend den Quittungsſtempel für Poſt⸗ 
anweiſung, gar nichts zu thun, wie ſchon daraus hervorgeht, daß die Ver: 

dlungen über dieſes Uebereinkommen ſchon lange vor denen über den 
Quittungöftempel ſtaltgefunden haben. Es iſt das eine Forderung der in 

Niederlanden beſtehenden Geſetzgebung und dieſes fo überaus nützliche 
ebereinkommen wäre überbaupt nicht zu Stande gekommen, wenn man 
dieſen Paſſus nicht angenommen bätte. In der Praxis wird ſich die Sache 
ſo ausgleichen, daß Derjenige, welcher die Stempelſteuer zu zahlen hat, fo 
viel mehr zu feiner Forderung zuſchlägt reſp. von derſelben abziebt. 

Abg. Berger bedauert, daßſman den Etat der Poſtverwaltungnicht in einer 
Commiſſien vorberalben babe; er verlangt eine Gleichſtellung der Poſt⸗ 
fecretöre im Gehalt mit den Rieis- und Negierungsfecrelären; der Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten in Preußen Maybach Babeleinen ähnlichen Anſpruch 
besünlih der Giiembabnierreläre els berechtigt anerkannt. 

Dberpoftratb Mießner ſpricht dem Vorredner den Dank der Poſtver⸗ 
wal ung für feine Beſorgniß für die Poſtbeamten aus. Eine Erhöhung der 
Gehälter könne nur ſtattfinden, wenn fie in allen Verwaltungen ſtattfinde. 
Die Poſiſecretaire ſtehen im Range und ibrer dienſtlichen Stellung den 
Regierungs⸗Secretairen nicht gleich; den letzteren entſprechen ungefähr die 
Dberpoft: und Obertelegraphen⸗Secretaire, deren Gehalt dem der Regierungs⸗ 
Sega de * Abag. Rickert und B 1 

en Antrag der Abgg. Rickert erger werden die Titel des 
* — Gehälter mu — 2 Talehranhenn n verwieſen. 
a oſt⸗ elegr ; 
Debatte ele a Etats der grapben verwaltung wird ohne 


bis Su Haus bertagt bierauf um 4/4 Uhr die weitere Berathung des Ctals Fl 


onnerstag 12 Uhr. (Auf der Tagesordnung ftehen außerdem die 
e über die Beſteuerung der Dienſtwohnungen — über die 
zweijähriger Budgetperioden nebſt den Anträgen Rickert und 


Berlin, 2. M ; . b j d i 
loferpropf zu Fr Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 


Jobannis vor Schleswig und vorſitzenden 
210 ſortwäbrenden Deputation der Parlaben und Ritterſchaft für die adeligen 
Saal deſelbſ, Freideren von Liliencron, den Königlichen Aronen- 
Melbei erſter Klaſſe: dem Hoſmarſchall Idrer Hobeit der Frau Herzogin 
a  Silemig-Holitein, bon Iſſendorff, den Königlichen Kronen» 
Seckendorff, alle mit dem Stern; dem Kammerberrn Grafen von 


ch 
Einführen 
Mendel) 


N 8 d bei Ihrer Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit 
der Frau Kronprin 5 N öniali . 
ſowie dem Duden 6 3 öniglichen Kronen⸗Orden zweiter ra 


3 beimen Ober⸗Regierungsrath Dr. von 
vortragenden Rath im Miniſterium des ß d Direclor 
des Haudarbibs, den Stern zum abend Wr ae aer dae mit 


Dragoner⸗Regiments Nr. 8, die Erlaub⸗ 


d P 
Goburg:Gotba verliehenen Großkreuzes des Se faden unn hen 


Se. Majeſtät der König hat den bisherigen ordentlichen 
(br. $erbinand NegelsBerger, Ma Jen af 
en Profeſſor in der juriſtiſchen Facultät der Univerfität zu Breslau 


Dem zum Vice⸗Conſul der Vereinigten Staaten von Amerika in Stetti 
ernannten bisherigen Vice⸗Handels⸗Agenten Julius Dittmer iſt das Ga 
auc Namen des Reiches ertbeilt worden, 
in alt yumsüter Genehmigung Pi hei 3 Fe 

3 entlichen Honorar⸗Profeſſor bei der theologiſchen Facultat 
ger dortigen Univerfität ernannt worden. — Der Negierungs-Baumeilter 


tälaten In 
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eisbauinſpectorſtelle zu Pr. Stargard verlieben worden. — Der königl. 
Kreis⸗Bauinſpector Linker zu Pr. Stargard iſt in gleicher Amtseigenſchaft 
nach Züllibau verſetzt worden. 

Berlin, 2. März. [Se. Majeſtät der Kaifer und König] 
nahm heute Vormittag die Meldungen der zu den Vermählungs⸗ 
Feierlichkeiten herangezogen geweſenen und nunmehr in ihre Garni⸗ 
ſonen zurückkehrenden General⸗Adjutanten, Generale à la suite und 
Flügel⸗Adjutanten entgegen und gab mit Ihrer Majeſtät der Kalſerin 
und Königin um 1 Uhr Ihren Maſeſtäten dem Könige und der 
Königin von Sachſen und um 2½ Uhr Ihren Königlichen Hoheiten 
dem Großherzoge und der Großherzogin von Sachſen das Geleit zum 
Anhalter Bahnhof. Um 3 Uhr hörte Se. Majeſtät den Vortrag des 
Wirklichen Geheimen Raths von Wilmowski. Geſtern Abend haben 
Sich die von hier abreiſenden Hohen Gäſte bei den Kaiſerlichen Ma⸗ 
jeſtäten verabſchiedet. Ihre Majeſtät die Kaiſerin und Königin wohnte 
heute Nachmittag der liturgiſchen Andacht zum Beginn der öſterlichen 
Zeit im Dome bei. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
begab Sich geſtern Vormittag um 10 Uhr nach dem Kaſernement 
des Kaiſer Franz⸗Garde⸗Grenadier⸗Regiments Nr. 2 und demnächſt 
von dort aus mit Sr. Königl. Hoheit dem Kronprinzen von Schweden 
und Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Arnulf von Baiern nach der 
Kaſerne des 2. Garde⸗Dragoner⸗Regiments. Nachmittags 4½ Uhr 
fand bei Ihren Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten den Kron⸗ 
prinzlichen Herrſchaften das Familtendiner ſtatt. Abends 9 Uhr be⸗ 
gaben Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hohelten ſich mit Ihrer 
Königlichen Hoheit der Prinzeſſin Victoria zum Ball nach dem König: 
lichen Schloſſe. Heute früh 8 ½ Uhr fuhr Se. Kaiſeriche Hoheit der 
Kronprinz mit Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Helnrich nach 
dem Königlichen Schloſſe zu Sr. Katferlihen Hoheit dem Erzherzog 
Carl Ludwig von Oeſterreich und gab demnächſt Höchſtdemſelben bei 
der Abreiſe um 9 Uhr das Geleit nach dem Anhalter Bahnhofe. 

(R.-⸗Anz.) 

[Fürſt Bismarckl iſt Dinstag Nachmittag von dem Erzherzog 
Carl Ludwig empfangen worden. 

[Eine außerordentliche Landtags⸗Seſſion in Sicht.] 
Die „Nat.⸗Ztg.“ ſchreibt: Während der Landtag eben erſt geſchloſſen 
worden und der Reichstag erſt in der Entwickelung begriffen iſt, kommt 
uns bie Nachricht, deren Richtigkeit wir als zweifellos zu betrachten 
Urſache haben und die eine weitere parlamentariſche Epoche in Aus: 
ſicht ſtellt. Nach Schluß des Reichstages ſoll der Landtag noch einmal 
zu einer außerordentlichen Seſſton zuſammenberufen werden. Der 
ſeit einiger Zeit aufgekommene Name einer Nachſeſſion bedeutet be⸗ 
kanntlich nichts Anderes, als die Vertagung derſelben Seſſion auf 
länger als dreißig Tage, in Gemäßheit eines gemeinſchaftlichen Be⸗ 
ſchluſſes von Krone und Landtag. Hiervon kann, nachdem die letzte 
Seſſion bereits geſchloſſen worden, ſelbſtverſtändlich nicht mehr die 
Rede fein. Die außerordentliche Seſſion, die bevorſteht, unterſcheldet 
von einer ordentlichen nur dadurch, daß die erſtere kein Budget 
vorgelegt erhält. Sonſt ſteht fie als eigentliche Seſſion der ordentlichen 
ohne Zuſammenhang mit der vorausgegangenen Seſſion gleich. Es 
ergiebt ſich daraus, daß auch der Wiedervorlage abgelehnter Geſetz⸗ 
entwürfe kein Hinderniß im Wege ſteht. Bei der in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Berufung einer außerordentlichen Seſſton ſpielen das Schel⸗ 
tern des Zuſtändigkeitsgeſetzes und die letzte Miniſterkriſis in eigen: 
thümlicher Weiſe zuſammen. Das Organiſationsgeſetz, welches am 
1. April in Kraft tritt, zeigt bei dem Mangel eines Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes Lücken, die für ſo weſentlich gehalten werden, daß ihre Aus⸗ 
füllung abſolut ſtattfinden müſſe. Es würde daher die außerordent⸗ 


Es liche Seſſton fih vor allem mit dieſem Zuſtand der Geſetzgebung zu 


beſchäftigen haben. Auf der anderen Seite ſcheint die Abſicht vor⸗ 
zuwalten, mit dieſem Abſchluß der beſtehenden Geſetzgebung nicht die 
Perſönlichkeit zu betrauen, welche demnäͤchſt die definitive Leitung des 
Miniſterlums des Innern übernehmen ſoll. Vielmehr ſoll dieſer 
Perſönlichkeit die Hand frei gehalten und fie in die Schickſale der 
ſeltherigen Geſetzgebung nicht verwickelt werden. Als Leiter eines 
ſolchen Interlmiſtikums wird fortwährend der Finanzminiſter Bitter 
bezeichnet. 8 

[Die Verordnung, betr. die Aenderung der Klaſſen⸗Eln⸗ 
tbeilung einzelner Orte. Vom 22. Februar 1881] wird im „Reichs⸗ 
Anzeiger“ publicirt. 

[Der Provinzial⸗Landtag der Provinz Pommern! iſt zum 16. 
März d. J. nach Stettin einberufen worden. 

[Der Provinzial⸗Landtag der Provinz Oſtpreußen! wurde zum 
8. März d. J. nach Königsberg Oſtpr. ene f 5 

[Zur Beſprechung der Münzfrage.] Die Abſicht, bei dem Etat 
des Schatzamis die Betbeiligung Deutſchlands an der am 19. April in 
Paris zufammentretenden internationalen Münz⸗Conferenz zur 
Sprache zu bringen, iſt mit Rückſicht darauf aufgegeben worden, daß der 
diesjährige Bericht über die Ausführung der Münzgeſetze, welcher dem 
Reichstag demnächſt zugebt, ohnehin Gelegenheit bieten wird, die ein: 
10 Fragen in eingehender und in ihrer Bedeutung entsprechender 

eiſe zu erörtern. 


Provinzial-Zeitung. 


= Oppeln, 2. März. [Auszeichnung.] Nach einer directen Depeſche 
aus Melbsurne hat die bieſige Hofpianofortefabrik von Julius Blüthner (“ 
wiederum die höchſte Auszeichnung für ihre auf der Weltausſtellung zu 
Melbourne ausgeſtellten Pianos verliehen erhalten. Scwobl den Blütbner⸗ 
ügeln, wie auch den Blüthner⸗Pianinos wurde der erſte Preis 
zuerkannt. . 5 : (Leipziger Tageblatt.) 
„) Niederlage im Pianoſorte⸗Magazin von Franz Bapdel in Oppeln, 


Breslau, 26. Februar. [Verein Breslauer evangel. Lehrer! 
Der durch feine kaufmänniſchen Unterrichtscourſe bekannte College Herr 
Werner, bielt deut einen Vortrag über einfache und doppelte Buchführung. 
der darauf folgenden Beſprechung über Schulſparkaſſen hob man hervor, 
daß der Einrichtung derſelben in einer großen Stadt viel bedeutendere 
Hinderniſſe in den Weg treten, als auf dem Lande oder in kleinen Städten. 
— W ———f 


Telegraphiſche Depeſchen. 
. (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Berlin, 3. März. Der „Nationalzeitung“ zufolge handelt es 
fih bet den Verhandlungen mit Rom um die Diöcejen Paderborn 
und Osnabrück, in welchen Perſönlichkeiten zu Domcapitularen beſtellt 
werden ſollen, und von denen man erwartet, daß ſie der Anzeigepflicht 
Geiſtlicher in acceptabler Weiſe genügen werden. 

Frankfurt, 2. März. Nach Meldung der „Frankfurter Zeitung‘ 
nahm das Waſhingtoner Repräſentantenhaus die Fundingbill mit 
135 gegen 98 Stimmen an. 

London, 2. März. Das Unterhaus vertagte die Debatte über 
die zweite Leſung der irlſchen Waffenblll ſchließlich auf morgen. — 
Eine Meldung aus Capetown vom 25. Februar lautet: Von Lero⸗ 
thode oder anderen Baſutohäuptlingen iſt keine Antwort eingegangen. 
Der Waffenſtillſtand iſt daher beendet, in deß verhindert noch das 
Regenwetter die Wiederaufnahme der Operationen. 

Petersburg, 2. März. Die „Agence Ruſſe“ thellt mit, daß die 
neulich eingetretene Differenz zwiſchen der ſerbiſchen Regierung und 
dem engliſchen Verireter in Belgrad ſich beziehe auf gewifie Be⸗ 


ſümmungen des engliſch⸗ſerblſchen Handelsvertrages, welche im Wider⸗ 
ſpruche Händen mit bezüglichen Feſtſetzungen des öſterreichiſch⸗ſerbiſchen 
Vertrages. 

Waſhington, 2. März. Das Repräſentantenhaus nahm die ge⸗ 
ſammte Fundingbill mit den vom Senat beſchloſſenen Amendements 
an. Die Bill wird nunmehr dem Präfidenien zur Sanction vorgelegt. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

(W. T. B.) Paris, 2. März, Abends. [Boulevard] 3% Rente —. — 
Neueſte Anleihe 1872 119, 48. Türken 13, 35. Neue Egyptier 364, 37. 
Banque ottomane —, —. Italiener 89, 40. Chemins —, —. Oeſterr. 
Goldrente —, —. Ungar. Goldrente 98, 31. Spanier exter. — —, inter. 
—, —. Staatsbabn —, —. Lombarden —, —. 1877er Ruſſen —, — 
Türkenlooſe 50, 50. Türken 1873 —, —. Amortiſirbare —, — Orient⸗ 
Anleibe —. Pariſer Bank —. Feſter. x 

Frankfurt a. M., 2. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 505. Pariſer Wechſel 80, 87. Wiener 
Wechſel 174, 12. Köln⸗Mindener⸗Stamm⸗Actien 150%. Rheiniſche Stamm⸗ 
Actien 162%. Heſſiſche Ludwigsbabn 93%. Köln⸗Mind. Prämien⸗Auth. 
132%. Reichsanleibe 101 . Reichsbank 146%. Darmſtädter Bank 147%. 
Meininger Bank 97. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 709, 50. Creditactien”) 
264. Silberrente 65%. Papieriente 63%. Goldrente 77%. Ungariſche 
Goldrente 97%. 1860er Looſe 123%. 1864er Looſe 315, 50. Ungariſche 
Staatslooſe 223, 80. Ungar. Oſtbahn⸗Obligat. II. 88%. Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn 220%. Eliſabethbabhn 177%. Nordweſtbahn 1714. Galizier 240%. 
Franzoſen *) 255%. Lombarden*) 934. Italiener — —. 1877er Ruſſen 
94%. 1580er Ruſſen 76%. II. Orientanleihe 61%. III. Drientanleihe 60%. 
Central⸗Pacific 112%. Wiener Bankverein 109%. Kronpr. Rudolf —, — 
Ungariſche Papierrente — —. Elbtbal — Lolhringer Eiſenwerke — —. 
Privat-Discont — pCt. Spanier —. Still. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 263%. Franzoſen 255%. Galizier 
Lombarden —. Ungar. Goldrente 97¾6. 1880er Ruſſen — —. 
II. Orientanleihe — —. Oeſterr.⸗Ungar. Bank —. 

*) per medio reſp. ver ultimo. 

amburg, 2. März, Nachm. [Schluß⸗Courſe.] Preuß. 4proc. 
Conſols 101, Hamburger St.⸗Pr.⸗A. 126, Silberrente 65%, Oeſt. Gold⸗ 
rente 77½, Ung. Goldrente 97%, Credit⸗Actien 263%, 1860er Looſe —, 
Franzoſen 642, Lombarden 235%, Ital. Rente 89%, 1877er Ruſſen 93%, 
1880er Ruſſen 74%, II. Orient⸗Anl. 59%, Laurchütte 113%, Norpdeutſche 
162%, 5% Amerik. 93%, Rhein. Eiſendahn 162%, do. junge 157, Berg.⸗ 


Märk. do. i Berlin⸗Hamburg do. 224, Altona⸗Kiel do. 1564. Discont 


1% 8. uß feſt. 

Den, 2. März, Nachm. [Getreidem arkt.] Weizen loco unver⸗ 
ändert, auf Termine feſt. Roggen loco unverändert, auf Termine feſt. Weizen 
pr. April⸗Mai 209, 00 Br., , d., pr. Juni⸗Juli 215, 00 Br., 
214, 00 Gd. Roggen pr. April⸗Mai 190, 00 Br., 189, 00 Gd., pr. Mais 
Juni 187, 00 Br., 186, 00 Gd. Hafer und Gerſte unverändert. Rüböl 
feſt, loco 56, 00, pr. Mai 55, 50. Spiritus ſlill, per März 47, 50 Br., 
per April⸗Mai 47, 00 Br., per Mai⸗Juni 47, 00 Br., per Juni⸗Juli 47, 00 
Br. Kaffee feſt, Umſatz 2500 Sack. Petroleum ruhig, Standard wbite loco 
A 10 Dans 00 Gd., per März 9, 05 Gd., per Auguſt⸗December 9, 40 Gd. 

eiter: on. 

Poſen, 2. März. Spiritus pr. März 53, 30, pr. April 53, eO, pr. 
April⸗Mai 53, 80, pr. Juli 55, 40. Gek. — Liter. Still. £ 

Liverpool, 2. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anſangsbericht.) 
Mutbmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 1000 
Ballen amerikaniſche. N 

Liverpool, 2. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Ameritaniſche % D. billiger. Middl. amerikaniſche April-Mai: Lieferung 
6 ö, Mai⸗Juni⸗Lieferung 6%, D. 

W. T. 5.) Rewvort, 2. März. Abends 6 Uhr., [Schluß⸗Coneſe!] 
Wechſel auf Berlin 94% (bedeutet: Dollars pro 400 Mark 60 Tage Sicht). 
Wechſel auf London 4, 79. do. auf Paris 5, 25%. Öprocentige fundierte 
Anleihe 100 ½. Aprocentige fundirte Anleihe 1877 112% Erie⸗Bahn 48%. 
Ceutral⸗Pacinc⸗Babn 112%. Newvork⸗Centralbahn 145 /. Baumwolle in 
Newporl 1134. do. in New⸗Orleans 11, Raffinirtes Peicoleum in Newport 
9%. Raff. Zetroleum in Apilade phia 9%, Robes Petroleum 7. 1 
line Errtificats 0, 85. Mehl 4, 6% Rotder Winterweizen 1, 20. W 
win mixed) 8 Jucker (Fair refining Muscuvados) 7. Kaffee Rio 12%. 
Schmalz (Marke Wiler) 15%. do. Fairbanks 10%. do. Rothe u. Brothers 
10%. Sped (ſbert clear) 8½. Getreidefracht 4½. 

Peſt, 2. März, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco 
ſchwache Kaufluſt, auf Termine mäßig ſchwankend, pr. Frühjahr 11, 15. 
Hafer pr. Frühjahr 6, 35 Gd., 6, 40 Br. Mais pr. Mai⸗Juni 5, 90 Go., 
5, 95 Br. — Welter: Nach Schneefall trübe. 

Paris, 2. März, Nachmittags. [Productenmarkt.] (Schlußbericht.) 
Weizen behauplet, pr. März 28, 30, pr. April 28, 25, pr. Mai⸗Juni 28, 10, 
pr. Mai⸗Auguſt 27, 80. Roggen rudig, per März 22, 25, pr. Mai⸗Auguſt 
21, 50. Mehl behauptet, per Närz 6l, 50, pr. April 61, 25, pr. Mais 
Juni 60, 75, pr. Mai⸗Auguſt 60, 00. Nüböl rubig, pr. März 71, 75, 
pr. April 72, 25, per Mai⸗Auguſt 74, 00, pr. Septemder⸗December 75, (0. 
Spiritus ruhig, pr. März 62, 00, pr. April 61, 25, pr. Mai⸗Auguſt 60, 25, 
vr. September⸗December —. — Weiter: Schön. 

Paris, 2. März, Nachmittags. Rohzucker 88° loco ruhig, 57, 50 big 
57, 75. Weißer Zucker feſt, Nr. 3 per 100 Kgr. per März 67, 30, per 
April 67, 50, per Mai⸗Auguſt 67, 60, per September⸗Decemder —. 

London, 2. Mär; Nachm. Havannazuder Nr. 12 24. Ruhig. 
Antwerpen, 2. März, Nam. 4 Uhr 30 Min. [Pet roleum markt. 
(Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 23 bez. und Br., per April 
23 Br., per September⸗December 23% Br. Feſt. 

Bremen, 2. März, Nachmittags. Petroleum rubig. (Schluß bericht.) 
Standard white loco 9, 10 bez., per Apeil 9, 10 Br., per Mai 9, 10 Br., 
ber Auguſt⸗December 9, 70 Br. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 
Breslau, 3. März, 9½ Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen 
Markte war für Getreide feſt, dei mäßigem Angebot Preiſe gut preishaltend, 
Weizen in ſehr ſeſter Stimmung, ver 100 Kilogr. ſchleſiſcher weiper 
18,90 bis 20,50—21,40 Mark, gelber 17,90—19,50 bis 20,40 Mark, feinſte 
Sorte über Notiz bezablt. 
Roggen, bei ſchwächerem Angebot unverändert, per 100 Kilogr. 19,30 
bis 20.00 bis 20,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Gerſte obne Aenderung, per 100 Kilogr. 14,00 — 15,70 Mark, weiße 
16,40 bis 17,00 Mark. 
Hafer, feine Qualitäten behauptet, per 100 Kilogr. 13,89—14,20—14,80 
bis 15,20 Mark, feinſter über Notiz bezablt. 
Mais behauptet, per 100 Kilogr. 13, —13,30—13,60 Mark. 
Erbſen ohne Aenderung, per 100 Kigr. 17,50 — 18,50 bis 20,50 Mark, 
Bictoria= 20,00 21,00 —21.50 Mark. s 
Bohnen ſchwacher Umſatz, per 100 Kilogr. 18,59 —,19,50 — 20,00 M. 
Lupinen behauptet, per 100 Kilogr. gelbe 9,30 — 9,60 10,00 Mark, 
blaue 9,20—9,50—9,80 Mark. a 
Wicken ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 12,80 —13,00 14,00 Mark. 
Delſaaten preishaltend. 
Schlaglein preishaltend. > 
Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat ... 26 — 24 56 23 


Winterrapf;s 23 50 22 75 21 75 
Winterrübſen 22 75 22 — 21 25 
Sommerrübjen..... 23 50 22 — 21 25 a 
Leindotte nr 22 21 


— 21 50 — 

Leinkuchen in ruhiger Haltung, per 50 Kilogr. 9,40—60 Mark, fremde 
8,40—8,80 Mark. h 

Rapskuchen unverändert, per 50 Kilogr. 6,90—7,10 Mark, fremde 
6,50 — 6,70 Mark. \ 

Kleeſamen mehr Kaufluft, rother behauptet, ver 50 Kilogr. 34—38 
bis 40—45 Mark, hochfeiner über Notiz, — weißer feine Qualitäten mehr 
beachtet, 38506063 Merk. bochfeiner über Notiz. 

Tannenklee behauptet, per 50 Kilegr. 32—40.—45 Mark. 

Thymothee preishaltend, per 50 Kilogr. 23—25—27 Mark. ; 

Mehl ohne Aenderung, per 100 Kilogr. Weizen fein 30,25—30,75 
Mark, Roggen fein 31,00—31,75 Mark, Hausbacken 29,75—30,75 Mark. 
Roggen⸗Futtermehl 11,00 —12,00 Mark. Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 


eu 2,80 —3,00 Mark per 50 Kilogr. 
oggenſtroh 21,00 24,50 Mark ver Schock à 600 Kilogr. 


Waſſerſtand. Breslau, 3. März. O.⸗P. 4 M. 86 Cm. U.⸗P. — M. — Cm. 
2. 1 175 * : M. 84 Cm. U.⸗B. — M. — Cm. 
is ſtan d. 


7 * 


Berliner Börse vom 2. März 1881. 


Fonds- und Geldeourse. Wechsel-Course. 
Deutsche Reichs- Anl. 4 1101,60 ba Amsterdam 100 Fl.. 8 T. 3 168,70 ba 
©onsolidirte Anleihe 41% 105,50 bd do do, 2 13 168,15 b 
do. do, 1576 ½ 4 101,30 bz London I Ltr. 8 T. 3 20,49 bz 
Staats- AI. 4 160,75 bzB do. . 3 Mu 3 20,37 bz 
Stasts-Schuldscheine. . 3½ 98,00 bz Paris 100 Fres. 8 T. 3½ 80,80 bz 
Präm.-Anleine v. 1888 / 153,20 ba do. een 2 M 3½ 6045 bz 
Barlinor Stadt-Oblig. . 4½ 104,00 bea Petersburg 190 SR. 366 212.30 ba 
/ Berlmer 4½ 103,00 bz& do. 40. 3 K. 210,8 bz 
S \ Pommerocho . . q 3½ 91,40 G Warschau 10 SB .„..|8 T6 |212,70 ba 
2 \ do, ....4 100 40 ba Wien 100 FT Il. ST 1 174.15 ba 
2 do. 4 ½ 101,80 bzB n re 2 M. 4 173,38 bz 
— do. Ldsch. Ord. 4½ — — 
E r 85 | 59,90 b Rurb. 40 Thaler-Loose 22005 B 
eee eee Badische 35 Fl.-Loosa 174,00 bz 
ne may u Braunschw.Präm. Anleihe 99.20 bz 
ur- u. Neumörk, .| ‚69 bz 
2 Pommersche .... 4 09.80 bz Oldenburger Loose 152,50 B 
I \Posenschs, ....+ 4 100,40 bz 
© (Preussische . 4 100,20 6 Ducaten 9,56 bz& Dollar 423 G 
E Woestfal. u. Rhein. 4 — — Sover. 20,41 G Oest Bkn. 174,35 b 
ä Sächsische , ...» 100 75 @ Napoleon 16.19 bzB | do. Silbergd. — — 
Schlesische . .../4 100,50 bz Imperials 16,69 6 Russ, Ekn. 213,10 bz 
Badische Prüm.-Anl, 1 136,60 bz 
aierische Präm.- Anl, 136,00 bz 4 8 
B 20. Anl. v. 18780 8090 @ Eisenbahn-Stamm-Actien. 
Göln-Mind.Prämiersch, 3 ½ 1132,00 bz Divid, prof 1879| 1880 
Sächs, Rente von 187613 | 79,20 bz Aachen-Mastricht. ak — 14 35.10 br 
———  ——oltogNärkische, 4½ — 4 [113,75 bz 
Hypotheken -Certiſſoate. Berün-Anbalt . 5 |— 4 118½78 928 
5 8 N Berlin- Dresden. 0 — 4 17,00 bzG 
Den Zerlin- Görlitz. 0 — 4 2, 6 
Unk eh bi fBorlin-Hamborg 12½ — 1 1224,50 baB 
0. FRE 5 . Berl-Potsd.-Nagd>| 4 — 4 | —— 
Deutsche up- BE d 41510200 G gert Steen . 4% A. 14914117,50 B 
do, do. do. 48 B BOum. Westbahn 6, — 6 1100 520 
re c 0 Best. Frelb. .. 434 — 4 [197,90 bz 
Kündbr. do. (41185 106,50 des ost- Minden: 6 |6 13 18080 8 
do, rückbz. à 110% 112,30 bz DerBodenbachB — 44 17, de 
da. de do. 4 f, 100 90 b Lal. Carl. Ladw. E 18 — 1 |120,00 bz 
Unk. H.A.Pr.Bd.0rd.B.5 (109,50 d Hlatlie-Borau-Gnd. 9 — [4 | 25,20 bn 
KRündb. Hyp.-Schuld. do. 5 |102,50 @ Kaschau-Oderbrrg| 4 — 1 | 6990 bz 
Hyp.Antk. Nord-G.- C. B. 5 |100,40 G kr mpr, Radoifb | 5 — s 69 50 br 
do. do, Pfandbr, s 10 B TLadsigzh-Berb. 9 14 1208,25 ba 
Pomm, Hypoth.-Briefe|5 |107,25 @ Märk.-Posener ..| 0 — 4 | 29,50 b2G 
de. „ao Em 1406 %  Insgdeb-Halbersi.| 6 „ 15980 G 
Goth, Präm-Pf. I. Er. s % b Tysinz-Ludwigsh. | 1 | — 4 | 9875 bg 
40. do. es (121,40 e I niederschl.- Merk 4 4 44 [109,10 B 
do. 5aPi.rkzibr.mi 105, 1080 % G erschl. A. O.. E. 99 — 3 98.30 bz@ 
do. 4½ do. do. m. 110 4½ 108.80 bd do. B.. 49% — 3½ 159,90 dz 
Meininger Präm.- Pfd. 4 120,60 bz Ossterr.- Fr. St.-2.| 6 1 813 845% 
Pfod.d.Oost Bd.- Or-. | — — Oest. Nordweatb. 4 | — |5 1343,90 bz 
Mohlen.Bodener Pinäbr, 6, 104.69 G Oest.Büdb.(Lomb.)| 0 — (4 180 80.88,50 
do. do, 431104,60 B Ostpreuss, Südd, |0 | — 4 | 4210 bz 
Büdd, r e 104.00 & Rachte-O.- U. B.. 16% — 4 148,10 d« 
do. 2. E20 bz Beichonborg-Par?,| 4 — dl = bzG 
Rheinisch 7 6% 6½ 163,00 bz 
Ausländische Fonds. 40. Lit. B. (ad, gar. 4 [4 4100 25 ba@ 
Oest. Silber-R. (1. 1. d. r. 4½ 66-66,10 ba IRuela-Nahe-Bahn % | — la 13,75 ou 
do, . 010. 66,0% bz Bumän.Bisenbahr| 3%; | 31/5 3½ 62,50 28 
do. Goldrente „...4 78,06 bz Schweln Wostbahn]| 0 — 4 | 34,00 bed 
do, Papierrente . . 4 ½ 63,90-64 ba ÄStargard-Posoner „| 4½ 4½ 4½ 103.00 G 
do, 54er Präm.-Anl. 4 — — Thüringer Lit, A| öl, | — 4 [172,50 bz 
do, Lott.-Anl. v. 60.5 123 50 bzB Warschau-Wien 112 4 1289,59 ba 
do. Credit Loose. fr. 332 60 bz IWelmar- Gers. 4½ f— 4½ 59,98 v 


do. Ger Loose. . fr. 31,75 bzB 
u an 76660 288 — Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 
45. Orlent- Al. v. 77% | 6168,90 ba [Beriin-broaden , 0 | ( | 52.00 baB 
do, II. de. v. 828% | 6140 ba Berlin-Görlitzer . . 31/5 | — ‚00 bz 
40. III. 40. v.18:95 | 61-5090 ba [Breslau-Warschau| © | — s | 48,00 bag 
40. Engl. v. 1871. 6 94.40 ban jHalle-Sorau-Gub, .| 35 | — 6 | 98,25 dan 
40. do. v.1872...|ö | 9349 bzB Kohlfurt-Falkerb.| 9 — 6 | 5025 526 
ds. Anleihe 1877. | 9640.36 bz jMärkisch-Poseneri 5 | — 5 [102,40 bzB 
sage 4 846 br Nag leb. Halber. 31 | 31, 3½ 8950 da 
do. Bod,-Ored.-Pfäbr.|5 | 85,60 bz Re A 
do.0ent,-Pod.-Cr.-Pfb.ö5 | 80,25 B Marionburg-Mlawa| 5 7 dz 
Russ.PolnSchats-ObL|4 | 85.00 @ ; gO«ter. Büdbahn. % = 6 | 8600 bat: 
Fol. Pfndbr, III. Em.|5 | 65,90 etbzg [O«l3-Snesen .. .. 9, 1 6 7048 276 
Poin. e e | 6100 De . Dh] f 
Amerik. räckz. F. 188116 |p.1.J.r. 99,766 zes B. . 3 — 8 [178 

e ee, e ene |Z 15 gg m 
Nel 30. Anleihe e 0 s eee 0 4 7856 br 
Raab-Grazer 100 Thir.L. (4 | 94,20 dza fWeimar-Gers . .. 37, 


mm nn — — — 


1 Anleihe 8 
5 Bank -Paplere. 


R ımän, Staats-Obligat.|6 93,235 bz 1 x 
Türkische Anleihe. fr.] 13,30 bz Allg.Deut.-Hand.-G| 4 6 4 86,00 bzB 
Ungar. Goldrente . 0 ! 97.39 bz Berl, Kasssu-Ver, 8010 90 10 4 172,25 bzG 
do, Loose (M,p.86,)| fr. [2430 br Berl. Handels-Gos.| ö 5½ F 106,99 bz& 
Ung. 50% 8t.-Flanb.-Aul. ö 9210 bz Brl. Prd.-u.Hdls.- R.] 4½ die 4 76,25 @ 
Finnische 10 Thir.-Looe« 51 30 bz ——— 815 4²¹ů —— 4 
ü - res 80. 2 — 
—— — Brosl. Wechslerd.( 6 | — 4 100,60 bz@ 
Coburg. Cred.-Buk 5 — 4 87,50 B 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien, 


9 
Danziger Priv.-Bk. 5 5½% 4 110.25 6 
Berg. Märk., Serie IL. 4½% — — Dam Creditdk. 91, |— 4 |146,75 bzB 
do. Us. 41% 92.70 B Darmst. Zottelbk. 6. — 4 106.90 8 
de. do. Fee 90 8 Dessauer Landesb. 61, | — 4 118 30 8 
do, less. Nordbahn 4½ 103,20 G Deutsche Bank 9 — |4 [148,10 bz 
Berlin-Görlita conv. , 410280 G do, Reichsbank 5 — [41 146,09 bzG 
do, 1 B.411101,80 G do.Hyp-B.Berl.| 6 [514 |4 | 91,00 bad 
do Kit, C 4½ 101,50 DZ Dise.-Comm.-Antb.| 10 — 4 176,28 bz 
Bresl.-Frolb. LId. D. EF. 41½% 103,00 0 do. alt.] 10 — 4 |176,50-75,75 
do. 40. . 41/108, 90 8 Gonossensch,-@nk.| 7 78% 4 11900 bad 
do. 20. — 110 00 0 do. junge 7 — 41 —— 
do. 30. 3.141/31103 00 f @oth, Grundcredb.| 5 — 11922356 
do. do, 2. 103,10 G do, Junge 5 — 4 | 9430 bz 
do. von 1875 106,20 bzB nem. Verolus-B.| 7 | 64 f |12200 5 
‚Breslau-Warschauar „.,ö 103,25 B Haunov, Ran 41}, | 512 4 105,90 brd 
Cöln-Minden III. Lit. A. [4 100.5 G Xönigsb.Ver.-Bnk.| 5 — 4 98,56 0 
do. . Lit. B. 4½ 193.00 B Lodw.-B. Kwilecki| 4% | — 4 74,00 & 
do, . . . . IV./4 (100,50 b2G& Leipz. Ored.-Anst.| 10 | 9 4 14750 8 
do. FE} 4 re Laxemburg. Gonk| 10 | — |4 136.99 bzB 
Halle Sorau-Guben 4 ½ 103,90 B Magdeburger do, | 5½ 5% 4 111450 bz 
Märkiach-Posenor ...dlig 103,16 bz Meininger do, | 0 — 4 | 97,00 575 
Niederschles,-Wärk 4 100,10 8 Nordd. Bank ,..| 10 10 4 163.25 6 
do. do. M. 4 | 99,50 8 "ordd, Grunder,-B.| 0 — 14 | 56,00 bz 
do. Oblimilj4 [00,60 bz Oberlausitzer, ER 4% 5% |4 | 97,60 bzG 
do, Obl. l. 4 10025 B Oest, Ored.-Astier III — 4 1520,59-535,50 
Oderzcules. K.. q 4 100,25 G Posener Pro.-Banl 7 — 4 117,00 B 
do. BD, .ꝑ q öl = — Pr. Bod.-Cr.-Act.-B 0 61, 4 99 00 bz 
do. 0. 4 130.25 8 Pr. Oent.-Bod.-Ord.! 9½ | — |4 126,00 bzB 
do. Herde, 4 100.25 4 Preuss, Immob.-B.| — 7½ 4 |10700 bz 
do. Bernd 3½ 92,75 B Jachs. Bank 6 6% |4 120% 6 
do, E20. 4½10%% G Zchl. Bank-Verein| 6 | — |4 07.40 bz 
do, S. 4440 — — Wiener Unionsbk. 6 | — |4 222.00 8 
do, NE 40103, 25 G 
a von 1 75 5 — 7 — 2 In Liquidation, 
5 r Centralb. f. Genoss. — — fr. 11,00 0 
do. ven 1279. 4½ 104.90 ba ald. f. . a 
do. Bides. 4% 6 Thüringer Bank .| — | er s 8 
o. Brlog. Noleze · 4½ — — 
do. Oosel-Oderb ö — — 7 N 
2 Industrie-Paplere 
do, do. II. Ern. 4½ 102.50 ba D. Eisenbahnb.-& | 0 — 4 7.00 ba 
do. do. III. E. 4½ 10,0 bz Mark. Sch. Masch. 0 — |4 | 3340 bz 
do. Xdrachl. Zreb. 4½— Nordd. Gummifab,| 11, | — 4 3350 ba 
. Südbaun 4, 102,50 G - | ' 
chte -Odar- Ufer-B, ./41,1104,20 bzB Pr.Iyp.-Vers.-Act.| 2 2 14 89 50 bz@ 
Schlesw, Eincnbahn ..41/1102,75 bz Schies, Feuervers. 22 — tr. 11050 B 
Oharkow-Anow ger. , |5 | 88,20 bz Bismarckhütte. ..12 | — 4 10800 bo 
do, do. in Id. Ster! 5 95,00 B DLouuersmarknütt.| 114 | — 4 6000 bzB 
€harkow-Kromeu, gar 5 | 96,50 6 Dortm. Union, ..| 0 — 4 | 1250 bz 
do. do. im Pfd.Bterl.'5 | — — 40. St-P.Lit.A.| 2 — e | 8880 bz 
Rjäsan-Koslow gar,. 5 102.00 brB Königs- u. Laurah.| 6½ | — 4 114 50 bz 
Dux-Bodonbach „...jd | 87,30 v2B Lauchhammer 0 — 14 | 3375 
do. U. Emission, . 5 | 85,80 bak UNarienhütte 4 — 4 73,5 8 
Frag- Dung fr.) 6320 bas Cons. Redenhütts.| 8 — 14 1134.00 6 
Gal. Carl-Ludw,-Balın. 5 89,69 bz do. Oblig.] 6 6 6 104,00 bzB 
do. de. neues | 89.00 bzG Schl. Kohlenwerke— — 4 |c. 115,60 bz 
Kaschau- Oderberg. 5 510 beg Schl. Einkb.-Actien 51, | — |4 | — — 
do. Gold.-Prior. ..jö | 95,40 bia 40. Bt-Pr.-Act.| 51, | — [4½ 103,00 etbzG 
Ung. Nordostbahn . 5 | 70,25 bzB do. Obtie.| 5 5 5 106,30 E 
Unt. Ostbahn 5 | 73,80 bas foppeln. Portl. Cem 4½ — |4 | 68506 
Lemberg-Orernowitz 5 | 81,10 ba& Ä@roschowitzor Ato.| 4 6% 14 | 78,0 b. 0 
do, 40. II. 5 85.990 6 Tarnowits. Bergh 0 — 4 | 7000 B 
5 do, er 7 —— Vorwärtshütie,..| 0 — 4 | 26,00 bz 
0. 40. * 28 — 
Mährische Gronzbahn s 7000 0 Bresl, Kk.-Wagenb. 31, | — 4 87,40 bıG 
Mähr. Scol.Oer'ralbalın! fr, 33,60 bz do, vor. Oelfabr.| 714, | — 4 | 8450 bro 
Kronpr. Bnäoli-Baba ‚5 84,25 bK do. Btrassonbahn! 61), | — 4 12490 bzB 
Oesterr,-Französisehe .|3 379,70 bad Erdm. Spinnerei | 0 4 | 32,50 bee 
40. 40. 113 375,00 E Görlitz, Eisenb.-B.] 3 | — 4179.90 
do. südl, Staatebahu|3 250,25 bz Hoffim aWag.-Fabr| 2 — 4 53,50 G 
do. neues 282.20 bz O.-Schl. Eisenb- B 0 — 411 45,25 br 
do. Obligstionsn|ö 9,10 bzG Schl. Leinenind.. ‚| 6 = 4 5.10 bau 
Rumän. Tiseub.-Oblig. 6 100,70 bz do. Porzellan 2 —— 4 29 75 6 
Warschau- Wien II. 6 1103.59 G Wimelmsh. MA. 0 — 435,0 8 
do. III.. . 5 103.50 oz 
do. 1 5 102.30 % ä er al 
do, V. 3 102.25 bz Bank-Discont 4 pCt 
do. I. . 5 1102,78 ctbzB Lombard-Zinsfuss 5 pCt, 
Berlin, 2. März. [Börfe) Die Conjecturen über das wahrſcheinliche 


Etgebniß der Creditanſtaltsbilanz, welche die Speculation geſtern in fo be: 
deutender Weiſe in Anſpruch genommen batten, waren deute verſtummt. 
— * der beſſeren Haltung des Pariſer Platzes und des leichten Ver⸗ 
laufes der dortigen mit einer gewiſſen Beklemmung erwarteten Liquidation 
ing man zu einer freundlicheren Teudenz über, welche in den publicirten 
Fifßern aus dem Abſchluſſe der Disconto⸗Geſellſchaft eine weſentliche Stütze 
fanden. Auch die berubigtere Auffaſſung der geſtern veröffentlichten Reſultate 
des Geſchäftsbetriebes der Laurageſellſchaft trug uicht unweſentlich dazu bei, 
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2d ine a en. N ; 
em Verkehre e 5 — ner zu verleihen. Die heutige Wiener 


Vorbörſe hatte dur Courſe, welche für Lombarden 1% Fl., 
für Credt 0,70 Fl. Avance aufwieſen, die feſte Stimmung, welche unſere 
Speculation annabm, bereits eingeleitet. Das Geſchäft gewann indeß auch 
beute keine große 7 war aber bedeutend lebhafter als geſtern. In 
eriter Linie ſtanden wiederum Creditactien, welche eine merkliche Aufbeſſerung 
erfuhren. Neben dieſen waren es Disconto⸗Commandit, in welchen gute Abſchlüſſe 
bei 1 pCt. erhöhtem Preiſe ſtattfinden. Deutſche Bank profitirte durch die Feſt 


ſetzung der Dividende des Inſtitutes auf 10 pCt. Auf dem Montanmarkte] W 


berichte anfänglich ein recht bewegtes Leben, die Courſe ſtellten ſich etwas 
bober als geſtern, doch ſchien die Speenlation noch zweifelhaft, ob die In⸗ 
fcenirung einer ſteigenden Bewegung ſchon zeitgemäß ſei, wenigſtens fanden 
dahin zielende Verſuche einige Oppoſttion. 2 Bahnen tendirten 
ziemlich feſt bei ruhigem Verkehr. Von den öſterr. Nebenbahnen waren Elbethal⸗ 
und Nordweſtb. auf Grund ihrer vorwöchentlichen Mehreinnahmen etwas ge: 
fragt, Rudolſb. in Folge der mitder öſterr. Regierungſeitens der Bahnverwaltung 
eingeleiteten Verhandlungen bezüglich einer eventuellen Couponkürzung 
wiederum offerirt. Lo 5 n 
die höheren auswärtigen Notirungen ihren geſtrigen Standpunkt um 
mehrere Mark überſteigen, ohne greße Umſätze erzielt zu haben. Der 
Rentenmarkt entbebrte alles Lebens, nur Ungariſche Goldrente be⸗ 
gegnete einigem Intereſſe. Ruſſiſche Anleihen lagen feſt und profi⸗ 
türten durchſchnittlich % pCt. Ruſſiſche Noten blieben vernachläſſigt. 
In der zweiten Börſenſtunde gewann die Stimmung an Feſtigleit und die 
Geſchäftstbatigkeit an Leben. Für Lombarden entwickelte ſich eine rege 
Kaufluſt, da man aus Lyon eine Coursſteigerung von 10 Fr. für dieſelben 
meldete. Auch Durer waren beliebt. Deuiſche Bahnen und öſterr. Renten 
traten in guten Verkehr. Montanwertbe blieben ſchwankend, obgleich der 
jüngſte Glasgower Verſchiffungsausweis, welcher das relativ geringe Minus 
von 1337 Tons conſtatirt, nicht ungünſtig beurtheilt wurde. Creditactien 
gerietben zum Schluß in Folge von Gerüchten über Wiener Inſolvenzen in 
ſtark weichende Richtung. N 

Courſe um 2% Udr: Schwach. Credit 527,00, Franzoſen 512,00, Lom⸗ 
barden 190,00, Reichsbank 146,00, Disconto⸗Comm. 176,00, Handels⸗Geſell⸗ 
ſchaft —,—, Laurahütte 114,50, Dortmunder Union 88 50, Bergiſche 113,75, 
Rumäniſche Rente 93,00, Türken —, Italiener 89,00, eſterreichiſche 
Gold⸗Rente 77,87, dito Silber⸗Rente 66,00, dito Papier ⸗ Rente 63,75, 
Ungariſche Goldrente 97,25, Sproc. Ruſſen 1877 96,25, do. 1880er 76,00, 
Köln: Mindener —, —, Rbeinifde —, —, II. Orient⸗Anleibe 61 12 do. III. 
60,87, Ruſſiſche Noten 213,00, Wiener Bankverein —. Buſchtiehrader 72,62. 
Inveſtitionsanleihe 95,00. 

Coupons. (Courſe nur für Peſten.) Oeſterr. Silberr.⸗Coup. 173,80 
bez., do. Eiſendahn⸗Coupon 173,80 bez. do. Papier in Wien zahlbar 
min. 35 Pf. l. Wien, Amerikaniſche Gold⸗Doll.⸗Bonds 4,20 Gd., do. 
Prioritäten — bez., do. Papier⸗Dollar 4,20 Gd., 6% New⸗Jort⸗Cite. 
— bez., Ruf. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. verl. min. 
— Pf. k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. — Pf. Warſchau, Ruſſ. 
Zoll 20,52 bez., 1822er Ruſſen —, Gr. Ruſſ. Staatsb. — bez., Ruf. 
Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener Comm. — bez., Warſchau⸗ 
Terezpol —,— bez., 3% und 5% Lombarden min. — Pf. Paris, Diverse 
in Paritz zablbar min. — Pf. Paris, Hollandiſche min. — Pf. Amſterdam, 
Schweizer min. — Pf. Paris, Belgiſche min. — Pf. Brüſſel, Berl. Lp. 
Obligat. 20.33 bez. 

Wien, 2. März, Abends. In gut informirten Kreiſen wird Donners⸗ 


tag, 3. d., die Publikation der Bilanz der Creditanſtalt erwartet. 
an Der (Tel. Dep. der Bresl. Ztg.) 


Berlin, 2. März. [Producten Bericht.] Das Wetter iſt febr 
ſchön, aber froftig; früh batten wir 5 Grad Kälte. Auch heute täuſchte der 
Verlauf des Marktes die an die beſſeren auswärtigen Berichte geknüpften 
Erwartungen. Roggen auf Termine wurde allerdings feſt gehalten, es gab 
aber wenig Käufer, fo daß nur einzelne kleine ebrforberun en erzielt 
werden konnten. Waare, nicht ſonderlich beachtet, ließ ſich kaum 10 bequem 
verwenden wie geſtern. — Roggenmehl rubig. — Weizen ſehr ſtill, die ge⸗ 
ringe Steigerung der Terminpreiſe iſt kaum mehr als nominell. — Hafer 
loco ruhig, Termine matt. — Rüböl, feſt eröffnend, hatte ſpäter Mühe, die 
Heine Beſſerung der Preiſe aufrecht zu erhalten. — Petroleum matt. — 
Spiritus in feſter Haltung, Preiſe laſſen einen kleinen Fortſchritt erkennen, 
obſchon man recht vorſichtig im Ankauf blieb. Waare iſt beute nicht ſon⸗ 
derlich viel angeboten worden. 

Weizen loco 170—230 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefoxvert, 
gelber märkiſcher — M. ab Bahn bez., ſtark defecter polniſcher — M. ab 
Bahn bez., do. klammer mit ftartem Geruch — M. ab Bahn bez., fein 
weiß polniſcher — M. ab Bahn bez. u. Br., fein weiß uckermärkiſcher — 
Mark ab Bahn bez., per April⸗Mai 209%4—210 Mark bez., per Mai⸗ 
Juni 211 Mark bez., per Juni⸗Juli 212 Mark bez. Gekündigt — Cent⸗ 
ner. Kündigungspreis — M. — Roggen loco 190 bis 210 Mark pro 1000 
Kilo nach Qualität gefordert, mländiſcher mit ſtarkem Auswuchs — M. 
ab Bahn bez., inländ. 200 —204 Mark ab Bahn und Boden bez., frem⸗ 
der — Mark ab Bahn bez., ſtark defecter — M. ab Bahn bez., polni⸗ 
ſcher mit etwas Geruch — Mark ab Kahn bez., klammer inländiſcher 
190—197 Mark ab Bahn bez., fein. inländiſcher 205—206 M. ab Bahn 
und Boden bez., per März — M. bez., per April⸗Mai 200 — 200 7 bis 
200 M. bez., der Mai⸗Juni 193 —193½% M. bez., per Juni⸗Jun 186 
M. bez., per Juli⸗Auguſt 176 M. dez., per September⸗October — M. bez. 
Oelündigt — Etr. Kündigungspreis — Mark. — Gerſte loco 145—200 
Mark nach Qualität gefordert. — Hafer loco 150—170 M. pro 1000 
Kilo nach Qualität gelstdert, oſt⸗ und weſt⸗preußiſcher 150—160 Mark bez., 
tuſſiſcher 152—158 Mark bez., pommerſcher, mecklenburgiſcher und ucker⸗ 
märliſcher 157—161 Mark bez., ſchleſiſcher 157—160 Mark bez., böbm. 
157—160 M. bez., fein weiß ruſſ. — Mark bez., neumarkiſcher — Mark 
bez., galiziſcher — M. ab Bahn bez., fein weiß. mecklenburg. 162 bis 164 
M. ab Bahn bez., per März — Mark bez., per April⸗Mai 153 M. bez, 
per Mai — Mark Ed., per Mai⸗Juni 153% M. bez., per Juni⸗Juli 
154—154% M. bez., per Juli⸗Auguſt — M. bez. Gel. Ctr. Kün⸗ 
digungsvreis — M. — Erbſen, Kochwaare 178—215 Mark, Futterwaare 
162—177 Mark. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad 
Nr. 00: 30,00 —28,50 Mark, Nr. 0: 28,50 —27,50 Mark, Nr. O und 1: 27,50 
bis 26,50 Mark bez. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. 
Sad Nr. 0: 29,25 — 28,25 Mark bez., Nr. 0 und 1: 28,00 —27,00 M. 
— Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1 incl. Sack: per März 27,79 
Mark dez., per März⸗April 27,55 M. bez., per April⸗Mai 27,40 Mark bez., 
per Mai⸗Juni 26,90 M. bez, per Juni⸗Juli 26,25 Mark bez., per Julie 
Auguſt — M. bez. Gekundigt — Gentner. Künpigungspreis — M. 
Mais loco 145—149 Mark nach Qnalität gefordert, neuer rumäniſcher 
143 Mark ab Kahn bez., amerikaniſcher — Mark ab Kahn bez., neuer 
ungar. — M. ab Bahn bez., feiner weißer mecklenburg. — M. ab Bahn 
bez., per Marz 144% M. bez., per April⸗Mai 131% M. bez., per Mais 
Juni 130 M. bez, per Juni⸗Jali 128% M. bez. Getündigt — Eir. Kün⸗ 
digungspreis — M. — Leinöl 65 M. bez. — Rüböl loco pro 100 Kilo mit 
Faß 52.8 Mark bez., ohne Faß 52.5 M. bez., per März 52,8 —52,9 M. bez., 
per März⸗April 52,8 —52,9 M. bez., per April⸗Mai 52,8 —52,9 M. bez., per 
Mai⸗Juni 53,3 —53.4 M. bez., per Juni⸗Juli 53,9 M. bez., per Septbr.⸗ 
Oct. 55,4 bis 55,5—55,4 M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungs⸗ 
preis — Mark. — Petroleum locg vro 100 Kilo incl. Faß 28,4 M. bez., 
per März 27,9 Mark bez., per März⸗April 27,3 M. bez, per April⸗Mai 
26,8 M. bez., per Mai⸗Juni — M. bez., per Septbr.⸗Oetbr. 27,9 Mark 
bez. Gekündigt — Eir. Kündigungspreis — M. 

Spiritus loco ohne Faß 55,1 Mark bez., rer März 55,6—55,8 Mark 
bez., per März⸗April 55.6 —55,8 M. bez., per April⸗Mai 56,1 56,3 M. 
del, per Mal⸗Juni 56,2— 56,5 M. bez., per Juni⸗Juli 56,9—57,1 M. 
bez., per Juli⸗Auguſt 57,6 —57,9 Mark bez., per Auguſt⸗September 57,8 
bis 58,1 Mark bez. Gekündigt 20,000 Liter. Kündigungspreis 55,7 Mark. 


[1864er Prämienſcheine.] Bei der am 1. Mär; erfolgten Verlooſung 
wurden die nachfolgenden 14 Serien gezogen, und r: Nr. 17 30 25 
665 1049 1434 2070 2572 2790 2915 3446 3547 3798 3800. Aus den 
borangeführten Serien wurden nachſtehende Nummern Ar. 4, und zwar 
fiel der Haupttreffer mit 200,000 Fl. auf Serie 3798 Nr. 84, der zweite 
Treffer mit 20,000 Fl. auf Serie 2070 Nr. 79, der dritte Treffer mit 15,000 
Fl. auf S. 17 Nr. 79 und der vierte Treffer mit 10,000 Fl. auf S. 30 Nr. 40; 
— gewannen: je 5000 Fl.: S. 30 Nr. 64 und S. 1434 Nr. 49; je 2000 Fl.: 
S. 2572 Nr. 79, S. 3798 Nr. 8 und Nr. 88; je 1000 Fl. S. 17 Nr. 70, S. 30 
Nr. 69, S. 255 Nr. 80, S. 1434 Nr. 12 und S. 3547 Nr. 16 und Nr. 54; 
je 500 Fl.: S. 17 Nr. 5, 37 und Nr. 74; S. 30 Nr. 55, 72 und Nr. 93: 
S. 665 Nr. 20 und Nr. 40; S. 1049 Nr. 89; S. 2572 Nr. 11; S. 2790 
Nr. 18, 46 und Nr. 94; S. 3146 Nr. 12 und S. 3547 Nr. 7; und endlich 
gewannen je 400 Fl.: S. 17 Nr. 2; S. 30 Nr. 12, 15 und Nr. 34; 
S. 665 Nr. 68 und Nr. 77; S. 1049 Nr. 7; S. 2070 Nr. 41; S. 2790 
Nr. 52; S. 2915 Nr. 70 und Nr. 71; S. 3446 Nr. 16 und Nr. 25; 
S. 3517 Nr. 98: S. 3798 Nr. 41, 71 und Nr. 72 und endlich S. 3800 
Nr. 9, 62 und Nr. 63. Auf alle übrigen in n Je 200 bl. Serien enthal⸗ 
tenen Nummern fällt der geringſte Gewinn von je 200 Fl. 


Lombarden und Franzoſen konnten aus Nückſicht auf J 
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März 2., 3. Nachm. 2 U. | Abends 10 U.] Morgens 6 U. 
Luftwärme Kon — 3°1 — 39 — 3,1 
Luftdruck bei 0° (mm). 755,4 756,9 756,7 
Dunftorud (mm) ...... 23 9 3,4 
Dunſtſattigung (pCt.) 63 84 94 

ED a Eee | 3 SD. 1. NW. 2. 
Wetter bedeckt. trübe trübe. 
Vermiſchtes. 


[Die Deputation der Berliner Buchhändler Corporation,] welche 
vom prinzlichen Paare empfangen wurde, beſtand aus den Herren 
Brigl, Töche und Röſtell. Dieſelbe Mberreichte den Katalog der von der 
Corporation dem Paare geſtifteten Bibliothek nebſt einer Adreſſe. Die von 
ulius Wolff in ſchwungvollen Verſen gedichtete Adreſſe ift von Döpler's 
Hand künſtleriſch geſtaltet. Der Prachteinband, welcher Katalog und Adreſſe 
einfaßt, iſt vom Hofbuchbinder Collin gefertigt. Die Bidliotdek, der auch 
ein Muſikalientheil nicht fehlt, enthält in gegen 1000 Bänden (eigens in 
geſchmackvoller Weiſe gebunden) eine vortreffliche und für den Zweck ges 
eignete Auswahl der bervorragendſten Werke auf den verſchiedenſten Ge: 
bieten der Literatur. Die von der Univerſität überreichte Adreſſe it von 
den Gebrüdern Grunert in Schrift und Ornament in ehrwürdig⸗aligotbiſches 
Gewand gekleidet. 


[Imprägnierung leicht entzündlicher Kleiderſtoffe.] Der pereidigte Ge⸗ 
richts⸗ und Handels. bene 8 Ziurek in Berlin veröffentlicht Folgendes: 
Angeſichts des entſetzlichen Unglücks in München dürfte es im offentlichen In⸗ 
tereſſe geboten erſcheinen, Theaterbirectoren und Unternehmern von Masten⸗ 
ballen, ſowie dem Publikum überhaupt, zu empfehlen, die leicht fenerfangens 
den Mull, Gaze⸗, 5 Werg, Watte ꝛc. mit Stoffen impräg⸗ 
niren zu laſſen, welche die leichte Endzündlichkeit erſterer verhindern. Als 
ein billiges, einfach zu verwendendes, Jedem zugängliches Mittel, welches zu⸗ 
gleich die Farben und das gute Ausfehen der Stoffe nicht beeinträchtigt, 
kann das ſchwefelſaure Ammoniaf empfodlen werden. Fünfundſiebzig Gramm 
des Salzes werden in einem Liter Waſſer gelöſt, und mit dieſer Löſung die 
Stoffe imprägnirt und dann getrocknet. ie gleichzeitige Anwendung von 
Stärte verhindert die Wirkung des Mittels nicht. Die fo imprägnirten 
Stoffe find, unter den dierbei in Betracht kommenden Verhaltniſſen, d. b. 
durch eine glimmende Cigarre, ein brennendes Streihbols nicht zu entzün⸗ 
den. Wäre das Werg, welches die Unbüllung der unglücklichen Akademiker 
in München bildete, mit ſchwefelſaurem Ammoniak imprägnirt geweſen, fo 
wären fünf boffnungsvolle Menſchenleben erhalten und denſelben unfägliche 
Schmerzen erſpart worden.... Wir wollen dierzu noch demerken, daß in 
Fa der entſetzlichen Kataſtrophe beim Münchener Künſtlerſeſt ſowohl von 

erliner Bühnen, wie von den Theatern anderer Städte größere Vorſichts⸗ 
maßregeln getroffen worden find, um bei Feuer⸗Unglücksfallen gleich wirkſam 
entgegentreien zu können. Ju den Theatern, die engere Ausgänge haben, 
iſt die Zahl der Feuerwehrleute vermehrt worden, und die vorſorglichſten 
Theaterdirectoren haben ſogar die Anordnung getroffen, daß in den Fou⸗ 
liſſen große gefüllte Waſſertonnen, naſſe Sandmaſſen und wollene Decken 
ker: * des Feuers für alle Eventualitäten in Bereitſchaft gehalten 
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— — — — nennen 
Literariſches. 


Das ſoeben ausgegebene III. und IV. Vierteljahrs⸗ (Doppel)⸗Heft der 
Zeitſchrift des könfglichen Fatigiſchen Dueaul⸗ mit nalen Be . 
Jahrgang dieſer reichhaltigen Zeitſchrift zum Abſchluß gelangt, dat wiederum 
einen ſehr beträchtlichen Umfang (52 Bogen Royal Quart) und einen dem 
eniſprechend vielſeiligen Inhalt. Der Herausgeber, Dr. Engel, hal, wie 
ſchon beim Abſchluß des erſten Jahrzehnts des Beſtebens der Zeilſchrift, fo 
auch am Ende des zweiten Decenniums durch ein ſehr ſorgfältig gearbeitetes 
Regiſter ſämmtlicher bisher erſchienenen zwanzig Jahrgänge dafür Sorge 

etragen. daß der reiche Inbalt der meiſt ſehr ſtarken zwanzig Bände der 
eitſchrift des königlich preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus, welcher ohne ein 
ſolches Hilfsmittel kaum noch zu überſehen war, dem Leſer in überſichtlicher 
Gruppirung (nach Materien, Ländern und Verfaſſern) vorgelegt und damit 
in bequemſter Weiſe nutzbar gemacht werde. Das zehn Bogen engſten 
Drucks umfaſſende Regiſter, welches Übrigens auch ſeparat in 4° und 88 zu 
beziehen ift, iſt eine hervorragende Zierde des vorliegenden Heftes und legt 
zugleich Zeugniß ab für die umfaſſende, von Jahr zu Jahr gewachſene 
literariſche Thatigkeit des königlichen ſtatiſtiſchen Bureaus, neben welcher 
eine noch viel größere adminiſtrative einhergebt. Im Einzelnen iſt der 
Inhalt des ſoeben erſchienenen Heftes folgender: Die Gehaltsverbaltniſſe 
der höheren Gemeindebeamten in den preußiſchen Stadtgemeinden mit mehr 
als 10,000 Einwebnern. Ein Beitrag zur Statiſtik des Preiſes der Arbeit 
im preußiſchen Gemeindedienſte. Von E. Blenck. Der ſinanzielle Zu⸗ 
ftand der preußiſchen Knappſchaftsvereine, im Auftrage des Herausgebers 
der Zeitſchrift unterſucht von Carl Bramer. Die Geburten, Che 
ſchließungen und Sterbefälle im preußiſchen Staate während des Jahres 
1879. Von A. Freiderrn von Fircks, Mitglied des königl. 5. Algen 
Bureans. — Die Sparkaſſen im preußiſchen Staate im Jabre 1879. Von 
Dr. G. Koch. — Die Herſtellung einer Statiftit der Brande im preußiſchen 
Staate. — Von Dr. Engel. — Die Srembbürtigen im preußiſchen Staate. 
— Vorläufige Ergebniſſe der im Jahre 1880 vorgenommenen Ermittelungen 
der Ernteausſichten und des Ernteertrages der wichtigſten feldmäßig 
angebauten Früchte im preußiſchen Staate. Von Dr. Engel. 
Die vorläufigen Ergebniſſe der Volkszählung vom 1. December 1880 im 
preußiſchen Staate. — Statiſtiſche Correipondem. Inhalt: Die italieniſche 
Militärküche. — Die Krantenwärter in den Heilanſtalten Preußens im 
Jahre 1878. — Fabrikation und Verbrauch von Saljfleiſch und Conſerven 
ins Frankreich. — Weberbevölkerung des Handelskammerbezirts Laudan. — 
Die ſchwediſchen Sparkaſſen im Jahre 1877. — Cautionsdarlehne. — Ver⸗ 
pflegung des franzöſiſchen Heeres. — Londoner Bauten. — Die italieniſche 
Auswanderung 1879. — Taufen und Trauungen bei den epangeliſchen 
Gemeinden der Provinz ne Die Häuſer und die Wohnungen 
der Stadt Paris. — Die Londoner Waſſerwerke. — Bebauung der Stadt 
Paris. — Die Einſchätzungen zur Einkommenſteuer im Königreich Sachſen 
in den Jahren 1878 und 1879. — Die Thätigkeit der preußiſchen Schwur⸗ 
gerichte im Jahre 1878. — Die Verunglüdungen in den Bergwerken Groß: 
ritanniens und Irlands und die Bergarbeiter-Unfallverfiherung. — Die 
rückfälligen Verbrecher in Frankreich. — Provinzialverwaltung in England 
und Wales. — Die Bewegung der Bevölkerung in Rußland. — Die Eiſen⸗ 
bahnen Schwedens. — Die Taufen und Trauungen bei der evangeliſchen 
Bevölkerung der Provinzen Schleswig- Begieig Hannover und Heſſen⸗ 
Naſſau. — Das Eifen in Schweden. — Die Verwaltung der indirecten 
Steuern, Gebühren u. ſ. w. in Preußen Grntriahr Die Bewegung der 
Getreidepreiſe u. ſ. w. in den ſogenannten Erntejahren. — Zur Lebens: 
versicherung in Frankreick. — Schub ber it Fabriken arbeitenden Rinder. 
— Norwegens Seefiſcherei von 1869 bis 1878. — Die europäiihe Eins 
wanderung nach den Vereinigten Staaten bon Amerika. — Findlinge im 
alien. — Das öffentliche Fuhrweſen in Berlin und Paris. — Zur Haft⸗ 
Pflicht⸗Geſeggebung in Franfreich. — Das Pfandbrief⸗Darlebnsweſen im 
Oeſterreich⸗Ungarn. — Die Verpflegung der italteniſchen Militärpferde- — 
Die franzöſiſche Seefiſcherei 1879. — Die Auswanderung aus Irland im 
Jahre 1879. — Belgiſche Knappſchaftsvereine. — Die . dem 
eltmarfte ſeitens der Vereinigten Staaten von Amerika. — Die Sterd⸗ 
lichteit in Preußen in den Jabren 1875 bis 1879. — Die Steuerberab⸗ 
fegungen in Frankteich ſeit 1871. — Die Lebensverſicherung in Großbri⸗ 
tannien und Irland. — Entwickelung der delgiſchen Hande Tg bi 
— Die Landgemeinden im preußiſchen Staate mit wencher als 2000 Eins 
wobnern. — Der Immodiliarbeſitz der religiöfen Ordensgeſellſchaften in 
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